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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
 

INSTITUTSORDNUNG 
 
 

(Verwaltungs- und Benutzungsordnung) 
 
 

des 
 
 
 

MITTELDEUTSCHEN 
INSTITUTES FÜR 

WEINFORSCHUNG 
 
 

in der 
 
 

Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 1 
Rechtsstatus und Zweck 

 
(1) Das Mitteldeutsche Institut für Weinforschung ist 

als Forschungsinstitut eine wissenschaftliche Einrichtung 
der Hochschule Anhalt (FH) gemäß § 99 Absatz 1 HSG 
LSA. 
 

(2) Es dient – fachbereichsübergreifend - den Mit-
gliedern zur Durchführung von angewandten transferorien-
tierten Forschungsaufgaben. 
 

(3) Im Rahmen des Mitteldeutschen Institutes für 
Weinforschung kooperieren Professoren auf den Gebieten 
der Ernährungswissenschaften, der Lebensmitteltechnolo-
gie, der Biotechnologie, der Verfahrenstechnik und weite-
rer Fachgebiete mit dem Ziel, durch Schaffung von Syner-
gien die Effektivität und Praxiswirksamkeit der angewand-
ten Forschung zu erhöhen. 
 

(4) Mit der Bündelung der Aktivitäten auf den o. g. 
Gebieten ist die Hochschule Anhalt in der Lage, potentielle 
Forschungspartner im Weinbau und in der Weinherstellung 
komplexe Forschungskapazitäten anzubieten, wobei auch 
internationale Partnerschaften eingebracht werden.  
 
 

§ 2 
Mitglieder 

 
(1) Mitglieder des Mitteldeutschen Institutes für 

Weinforschung sind:  
a) Professoren und Professorinnen, die als Mitglie-

der und Angehörige der Hochschule Anhalt (FH) Lehr- und 
Forschungstätigkeit im Rahmen des Institutes ausüben, 

b) die wissenschaftlichen und fachpraktischen Mit-
arbeiter bzw. Mitarbeiterinnen und wissenschaft-
lich/technischen Hilfskräfte, die den Mitgliedern zu Pkt. 1 
zur Durchführung der Aufgaben zugewiesen sind. 
 

(2) Über die Aufnahme von Professoren bzw. Pro-
fessorinnen als Mitglieder entscheidet der Vorstand des 
Institutes. 
 
 

§ 3 
Leitung 

 
(1) Das Institut wird kollegial durch einen Vorstand 

geleitet. Der Vorstand besteht aus den Mitgliedern, die als 
Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen dem Institut 
angehören. Ein Vertreter oder eine Vertreterin der Gruppe 
nach § 60 Nr.2 HSG LSA gehört durch Wahl in der Status-
gruppe dem Leitungsgremium mit beratender Stimme an. 
 

(2) Der Vorstand wählt aus seiner Mitte einen Direk-
tor bzw. eine Direktorin und dessen Stellvertreter bzw. 
Stellvertreterin für die Dauer von 3 Jahren. Der Direktor 
bzw. die Direktorin muss Professor bzw. Professorin der 
Hochschule Anhalt (FH) sein. Eine Wiederwahl ist möglich. 
Der vom Vorstand gewählte Direktor bzw. die gewählte 
Direktorin wird vom Präsidenten bzw. der Präsidentin der 
Hochschule Anhalt (FH) bestellt. 
 

(3) Der Vorstand legt das Forschungs- und Entwick-
lungsprogramm fest.  
 

(4) Das nähere Verfahren bei der Beschlussfassung 
wird durch die Geschäftsordnung geregelt. 
 
 

§ 4 
Aufgaben des Direktors bzw. der Direktorin 

 
(1) Unbeschadet der Zuständigkeit der zentralen 

Hochschulverwaltung in Haushalts-, Wirtschafts- und 
Personalangelegenheiten trägt der Direktor bzw. die Direk-
torin des Institutes die Verantwortung für die Geschäfte der 
laufenden Verwaltung.  

 
(2) Er bzw. sie sorgt für die Abstimmung der For-

schungsziele, für die Durchführung der Aufgaben des 
Institutes in Forschung und Lehre und die Durchführung 
der Beschlüsse der kollegialen Leitung.  

 
(3) Zu seinen bzw. ihren Aufgaben zählen insbe-

sondere: 
a) Regelung der inneren Organisation, Leitung der 

Verwaltung des Institutes und Sorge für den wirtschaftli-
chen Einsatz der dem Institut zugewiesenen Personal- und 
Sachmittel und Einrichtungen. 

b) Mitwirkung bei der Einstellung und Entlassung 
der wissenschaftlichen und fachpraktischen Mitarbeiter, 
der wissenschaftlich/technischen Hilfskräfte, der Dokto-
randen und hauptberuflich tätigen Personen nach § 2 
Absatz 1 b. 

c) Vorschläge zur Aktualisierung des Forschungs- 
und Entwicklungsprogrammes. 

d) Einberufung und Leitung von Sitzungen des Vor-
standes und der Versammlung der Mitglieder. 

e) ährliche schriftliche und mündliche Information 
des Präsidiums über die Arbeit des Institutes. 
 

(4) Die kollegiale Leitung des Institutes kann die 
Einzelheiten durch Beschluss festlegen. 
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§ 5 
Nutzung des Institutes 

 
(1) Die Leistungen (Einrichtungen, Geräte) des Insti-

tutes stehen grundsätzlich allen Mitgliedern im Rahmen 
ihrer Forschungsaufgaben zur Verfügung.  
 

(2) Andere Hochschulangehörige können nach Ab-
stimmung mit dem Direktor/der Direktorin die Leistungen 
(Einrichtungen) des Institutes nutzen. Die Koordinierung 
und Entscheidung erfolgt durch den Direktor oder die 
Direktorin in Abstimmung mit den jeweils zuständigen 
Projektleitern. 
 

(3) Nichtangehörige der Hochschule Anhalt (FH) be-
nötigen im Einzelfall die Genehmigung des Direktors bzw. 
der Direktorin für eine Nutzung der Leistungen des Institu-
tes. Die Koordinierung und Entscheidung erfolgt nach 
Absatz 2. 
 
 

§ 6 
Geräte/Einrichtungen 

 
Die Geräte des Institutes sind gesondert zu inventari-

sieren. 
 
 

§ 7 
Haushalt 

 
(1) Das Mitteldeutsche Institut für Weinforschung 

hat einen eigenen Haushalt mit eigener Kostenstelle. 
 

(2) Der Direktor bzw. die Direktorin trägt die Verant-
wortung für die Geschäfte der laufenden Verwaltung des 
Institutes. 
 

(3) Das Institut finanziert sich aus: 
• Drittmitteln und 
• Spenden. 
 
 

§ 8 
Beirat 

 
(1) Das Mitteldeutsche Institut für Weinforschung 

hat einen Beirat. 
 
(2) Der Beirat wird einmal jährlich mit dem Vorstand 

bzw. im Rahmen der Mitgliederversammlung das Leis-
tungsprofil sowie die für eine effektive und erfolgreiche 
Arbeit des Institutes erforderlichen Rahmenbedingungen 
beraten und seinerseits Empfehlungen geben. 

 
(3) Der Beirat setzt sich zusammen aus: 

• maximal fünf namhaften Vertretern der regionalen 
Wirtschaft bzw. regionaler Wirtschaftsverbände, 

• einem Vertreter des Präsidiums der Hochschule 
Anhalt (FH). 

 
 

§ 9 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Gründung und Auflösung des Mitteldeutschen 

Institutes für Weinforschung bedürfen der Zustimmung des 
Präsidiums und des Senates. 

 
(2) Das Mitteldeutsche Institut beschließt eine Ge-

schäftsordnung, die im Besonderen die Aufgabenvertei-
lung und entsprechende Verantwortlichkeiten regelt. 

§ 10 
In-Kraft-Treten 

 
(1) Die Verwaltungs- und Benutzungsordnung tritt 

am Tage ihrer Veröffentlichung im Amtlichen Mitteilungs-
blatt der Hochschule Anhalt (FH) in Kraft. 

 
(2) Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des 

Senates der Hochschule Anhalt (FH) vom 28.05.2008. 
 
(3) Veröffentlicht in „Amtliches Mitteilungsblatt der 

Hochschule Anhalt (FH)“ Nr. 28/2008 vom 07.07.2008 
 
Köthen, den 07.07.2008 
 
 
 
 
 
Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Orzessek 
Präsident der Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
 
 
 
Prof. Dr. Thomas Kleinschmidt 
Gründungsdirektor des Mitteldeutschen 
Institutes für Weinforschung 
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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
 

SATZUNG 
 
 

ZUR DURCHFÜHRUNG DES 
FESTSTELLUNGSVERFAHRENS 
FÜR MASTERSTUDIENGÄNGE 

MIT BESONDEREN 
EIGNUNGSVORAUSSETZUNGEN 

ZUM 
STUDIENJAHR 2008/09 

 
 
 

vom 24.06.2008 
 
 
 

Auf der Grundlage des Hochschulgesetzes des Lan-
des Sachsen-Anhalt (HSG LSA) vom 05. Mai 2004 (GVBl. 
LSA S. 256) und der Verordnung des Landes Sachsen-
Anhalt über die Vergabe von Studienplätzen (Hochschul-
vergabeverordnung – HVVO) vom 26.05.2008 (GVBl. LSA 
S. 196) sowie in Fortschreibung des Beschlusses des 
Senats der Hochschule Anhalt (FH) vom 23.05.2007 wird 
die nachfolgende Satzung (Aktualisierung) erlassen. 
 
 

§ 1 
Anwendungsbereich 

 
Diese Satzung regelt die Durchführung des Verfah-

rens zur Feststellung der besonderen Eignung/Befähigung 
für die in Anlage 1 aufgeführten Masterstudiengänge zum 
Wintersemester 2008/09 und zum Sommersemester 2009. 
 
 

§ 2 
Antragsverfahren 

 
(1) Antragsberechtigt sind Bewerber, die ein Erst-

studium (Diplom, Bachelor, Master oder vergleichbare) mit 
Erfolg abgeschlossen haben. Zum Wintersemester sind 
auch Studierende antragsberechtigt, die ihr Studium aller 
Voraussicht nach bis zum 30.11.2008 abschließen wer-
den. 

 
(2) Die Anträge auf Zulassung für die in Anlage 1 

genannten Studiengänge sind fristgemäß bis zum 15. Juli 
2008 (zum Wintersemester) bzw. 15. Februar 2009 (Som-
mersemester) und vollständig (s. Hinweise Antragsformu-
lar) auf dem dafür vorgesehenen Formularblatt bei der 
Abteilung für Studentische Angelegenheiten der Hoch-
schule Anhalt (FH) – ASA –, Bernburger Straße 55, 06366 
Köthen einzureichen. 

 
(3) Sofern Bewerber zum Wintersemester per 

15.07.2008 das Studium noch nicht abgeschlossen hat 
oder noch nicht über ein Zeugnis des Erststudienab-
schlusses verfügen, ist ersatzweise ein aktueller Leis-
tungsnachweis und die Bestätigung über die Zulassung 
zur Abschlussarbeit (Diplom- oder Bachelorarbeit und 
deren Verteidigung) einzureichen. Sind diese Bewerber 

aktuell nicht an der Hochschule Anhalt (FH) eingeschrie-
ben, ist zudem eine Immatrikulationsbestätigung der der-
zeitigen Hochschule vorzulegen. 

 
(4) Neben dem Hauptantrag kann maximal ein 

Hilfsantrag gestellt werden (auf dem gleichen Formular). 
Über den Hilfsantrag wird nur entschieden, wenn die 
besondere Eignung für den im Hauptantrag genannten 
Studiengang nicht festgestellt werden kann und der im 
Hilfsantrag genannte Studiengang noch über Zulassungs-
kapazitäten verfügt. 
 
 

§ 3 
Feststellungsverfahren 

 
(1) Grundlage zur Durchführung des Feststellungs-

verfahrens ist ein vorheriger Beschluss der zuständigen 
Fachbereichsräte über die Kriterien und Bewertungsmoda-
litäten des/der betroffenen Masterstudiengänge. Als Krite-
rien können im Rahmen des Feststellungsverfahrens zur 
Anwendung kommen: 
1. der durch die Hochschulzugangsberechtigung nach-

gewiesene Grad der Qualifikation, 
2. gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsbe-

rechtigung, die über die studiengangsspezifische 
Eignung Auskunft geben, 

3. das Ergebnis eines studiengangspezifischen Eig-
nungstests, 

4. die Art und Dauer der Berufsausbildung und/oder 
Berufstätigkeit, 

5. das Ergebnis eines Gesprächs mit den Bewerbern, 
das Aufschluss über die Motivation und über die Iden-
tifikation mit dem gewählten Studium und dem ange-
strebten Beruf geben und auf die Anforderungen des 
angestrebten Studiums hinweisen soll, oder 

6. eine Verbindung von Maßstäben nach Nummern 1 
bis 5. 

Bei der Entscheidung muss dem Grad der Qualifikation 
gemäß Nr. 1 ein maßgeblicher Einfluss gegeben werden. 
Nach dem Muster in Anlage 2 sind die konkreten Anforde-
rungen für die einbezogenen Studiengänge (1 bis n) in den 
Anlagen 2.1 bis 2.n durch die zuständigen Fachbereiche 
zu regeln, diese Anlagen sind Bestandteil dieser Satzung.  

 
(2) Zur Durchführung des Feststellungsverfahrens 

bilden die Fachbereiche in Verantwortung der Studiende-
kane für jeden Studiengang oder auch für eine Gruppe von 
Studiengängen eine Feststellungskommission, ihr gehören 
an: 
• der Studiendekan, 
• ein Mitglied des Prüfungsausschusses aus den Sta-

tusgruppen der Professoren oder der wiss. Mitarbei-
ter, 

• der Studienfachberater oder ein Fachvertreter des 
Studienganges bzw. der Studiengänge. 

Die Feststellungskommission entscheidet jeweils mit 
einfacher Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder 
 

(3) Nach Registratur der Bewerbung und Prüfung 
der formellen Antragsberechtigung gemäß § 2 Abs. 1 oder 
3 durch die ASA führt die Kommission das Feststellungs-
verfahren gemäß Fachbereichsratsbeschluss durch. So-
fern ein Test nach Abs. 1 Nr. 3 oder ein Gespräch nach 
Abs. 1 Nr. 5 vorgesehen ist, obliegt die Organisation eben-
falls der Kommission, mit der Durchführung beauftragt sie 
mindestens 2 kompetente Fachvertreter. Das Verfahren 
soll spätestens bis zum 20.09.2008 (Wintersemester) bzw. 
20.03.2009 (Sommersemester) abgeschlossen sein. 

 
(4) Sofern der zuständige Fachbereich es als 

zweckmäßig erachtet und die Bewerberlage es als sinnvoll 
erscheinen lässt, kann ein nachträgliches Feststellungs-
verfahren durchgeführt werden, das bis zum 30.09.2008 
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(Wintersemester) bzw. 30.03.2009 (Sommersemester) 
abgeschlossen sein soll. 
 
 

§ 4 
Zulassungsbescheid und Einschreibung 

 
(1) Im Ergebnis des Feststellungsverfahrens ergeht 

durch ASA ein Zulassungsbescheid. Zugelassen wird, wer 
mindestens den jeweiligen Minimalwert gemäß Anlagen 
2.1 bis 2.n erzielt hat. 

 
(2) Bewerber nach der Bedingung des Absatz 1, die 

das Feststellungsverfahren auf der Grundlage eines be-
reits vorliegenden Zeugnisses über das Erststudium durch-
laufen haben, erhalten einen Zulassungsbescheid ohne 
Vorbehalt. Die Zulassung kann aber mit der Maßgabe 
verbunden werden, bis zu einem vorgegebenen Termin 
eine Annahmeerklärung an ASA zu senden, danach ver-
liert sie ihre Gültigkeit. Ansonsten kann die Einschreibung 
(Immatrikulation) auf der Grundlage dieses Bescheides im 
angegebenen Zeitraum vorgenommen werden. 

 
(3) Bewerber nach der Bedingung des Absatz 1, die 

das Feststellungsverfahren auf der Grundlage von Leis-
tungsnachweisen (vergl. § 2 Abs. 3) durchlaufen haben, 
erhalten einen Zulassungsbescheid unter dem Vorbehalt, 
das endgültige Abschlusszeugnis bis spätestens 
30.11.2008 bei der ASA vorzulegen. Geschieht dies nicht 
oder nicht fristgerecht, verliert die Zulassung ihre Gültig-
keit. 

 
(4) Bewerber nach Absatz 3, die das Erststudium an 

der Hochschule Anhalt (einschließlich Abschlussarbeit und 
Kolloquium) bis zum 30.09.2008 noch nicht abgeschlossen 
haben, melden sich zur Wahrung des Prüfungsanspruches 
zum Wintersemester 2008/09 in ihren bisherigen Studien-
gang zurück. Nach fristgemäßer Vorlage des Abschluss-
zeugnisses bei der ASA erfolgt die Immatrikulation in den 
Masterstudiengang.  

 
(5) Bewerber nach Absatz 3 aus anderen Hoch-

schulen, die ihr Erststudium per 30.09.2008 noch nicht 
abgeschlossen haben bzw. das Abschlusszeugnis bis zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht vorlegen können, haben die 

Möglichkeit, sich innerhalb des genannten Einschrei-
bungszeitraumes befristet an der HSA in dem jeweiligen 
Masterstudiengang einzuschreiben. Die Befristung gilt bis 
zum 30.11.2008 und wird bei Vorlage des Zeugnisses 
aufgehoben. Wird das Abschusszeugnis nicht bis zum 
30.11.2008 vorgelegt, ist die Immatrikulation nach Fristab-
lauf gemäß § 29 Abs. 5 HSG-LSA zu widerrufen, das 
Masterstudium gilt damit als nicht begonnen. 

 
(6) Bewerbern, die den Minimalwert gemäß Anlagen 

2.1 bis 2.n nicht erreicht haben, ist die Zulassung zu ver-
sagen. 
 
 

§ 5 
Sprachliche Gleichstellung 

 
Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Sat-

zung gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
 
 

§ 6 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt nach ihrer Genehmigung durch 

den Präsidenten der Hochschule Anhalt (FH) am Tage 
nach ihrer Veröffentlichung im „Amtlichen Mitteilungsblatt 
der Hochschule Anhalt (FH)“ in Kraft. 

 
Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des Senats 

der Hochschule Anhalt (FH) vom 23.05.2007. 
 
Genehmigt durch den Präsidenten der Hochschule 

Anhalt (FH) am 24.06.2008; veröffentlicht in „Amtliches 
Mitteilungsblatt der Hochschule Anhalt (FH)“ Nr. 28/2008 
am 07.07.2008. 
 
Köthen, den 24.06.2008 
 
 
 
 
 
Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Orzessek 
Präsident der Hochschule Anhalt (FH) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage 1 
 
Masterstudiengänge Zugangsberechtigende Erststudienabschlüsse  

(Diplom, Bachelor, …) 
Betriebswirtschaft / Unternehmensführung (M.A.) siehe Anlage 2.1 
Wirtschaftsrecht (LL.M) siehe Anlage 2.2 
International Trade (MBA) siehe Anlage 2.3 
Elektro- und Informationstechnik (M.Eng.) siehe Anlage 2.4 
Maschinenbau (M.Eng.) siehe Anlage 2.5 
Biotechnologie (M.Sc.) siehe Anlage 2.6 
Lebensmitteltechnologie (M.Sc.) siehe Anlage 2.7 
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Anlage 2 (Muster) 
(Je Studiengang bzw. Studiengangsgruppe als Anlagen 2.1 bis 2.n zu konkretisieren) 
 
 
Beschluss des/der Fachbereichsrates /-räte:  vom  
 
 
Feststellung der Besonderen Eignung für den/die Masterstudiengang/-gänge 
 
 
 
 
 
Zugangsberechtigende(r) Erststudienabschluss /-abschlüsse* (Bachelor/Diplom/vergleichbare) in 
 
 
 
_____ 
*   Insoweit Bewerber Studienabschlüsse vorlegen, die hier nicht aufgeführt sind (§ 2 (1)), entscheidet die Feststellungskommis-
sion (§ 3 (2)) im Einzelfall. 
 
 

Bewertungskriterien Leistungspunkte 
(LP) - mindest 

Wichtung 
(W) 

Summe – mind. 
LP * W 

 
1. Abschlussnote Erststudium (bzw. Leistungsnachweis)** 
 

(1) 0,51 … 1,00  

 
2. Gewichtete Einzelnoten Zeugnis Erststudium (bzw. Leis-
tungsnachweis)** (Kernfächer, -module), die studiengangs-
spezifische Eignungsmerkmale repräsentieren 
 

(2) 0,00 … 0,49  

 
3. Studiengangsspezifischer Eignungstest 
 

(3) 0,00 … 0,49  

 
4. Berufsausbildung/Berufstätigkeit 
 

(4) 0,00 … 0,49  

 
5. Auswahlgespräch (Motivation, Identifikation mit dem Studi-
um/Beruf) 
 

(5) 0,00 … 0,49  

 
6. Verknüpfung der Merkmale 1 – 5        (Gesamtergebnis) 
 

 1,00 
∑ 1 …5 

(vergl. mit 
Minimalwert!) 

_____ 
**  Soweit das Abschlusszeugnis zum Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung noch nicht vorliegt, werden die Noten des Leistungs-
nachweises zur Bewertung (§ 2 (3)) herangezogen; es gelten die gleichen Berechnungsmodalitäten. 
 
(1) Abschlussnote Erststudium – obligatorisch 
 

  100  
 

LP = 
 Abschlussnote Erststudium***  

_____ 

*** Sofern die Note nicht als numerischer Wert, sondern nur als ECTS-Note ausgewiesen ist, werden als Leistungspunkte fol-
gende Werte eingesetzt: 
 A = 95; A

-
 = 80  B

+
 = 70; B = 60; B

-
 = 50  C

+
 = 45; C = 40; C

-
 = 35 

 
Optionale Festlegungen der Fachbereiche 
(2) Kernfächer/ -module: die in die Bewertung einzubeziehen sind, Ermittlung der Gesamtnote daraus (Mittelwert aller einbe-

zogenen Fächer bzw. gewichtetes Mittel); die Berechnung der LP erfolgt dann analog (1). 
(3) Studiengangsspezifischer Eignungstest: es ist das Testverfahren und die Bewertung festzulegen, maximal können 100 

Punkte erzielt werden. 
(4) Berufsausbildung /-tätigkeiten: Arten/Dauer, die einbezogen/anerkannt werden und Bewertung mit LP (max. 100 möglich). 
(5) Auswahlgespräch. Es ist das Verfahren und die Bewertung festzulegen (max. 100 LP möglich). 
 
Wichtung (W) 
Die Summe aller Wichtungsfaktoren der Pos. 1 bis 5 beträgt 1,00; dabei muss die Wichtung Pos. 1 alle anderen dominieren. Bei 
Verzicht auf Einbeziehung einzelner oder aller Kriterien der Pos. 2 bis 5 werden diese jeweils mit „0“ belegt. Die Fachbereiche 
treffen Festlegungen zur Wichtung jedes der Bewertungskriterien, damit zur Relation zwischen allen einbezogenen Kriterien. 
 
Mindestleistungen / Minimalwerte (LP * W ) 
für einzelne Kriterien der Positionen 1 bis 5 können Minimalwerte festgelegt werden. Für das Gesamtergebnis (Summe LP * W) 
muss ein Minimalwert festgelegt werden, unterhalb dieses Wertes ist die Zulassung zu versagen. 
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Optionale Festlegungen 
 
(2) Kernfächer/ -module: die in die Bewertung einzubeziehen sind, Ermittlung der Gesamtnote daraus (Mittelwert aller einbe-

zogenen Fächer bzw. gewichtetes Mittel); die Berechnung der LP erfolgt dann analog (1). 
 

Fächer / Module Mindestnote(n) 

  

  

  

  

  

Mindest-Mittelwert Kernnoten  

 
 
 
(3) Studiengangsspezifischer Eignungstest: es ist das Testverfahren und die Bewertung festzulegen, maximal können  100 

Punkte erzielt werden. 
 

Testverfahren 

 

 

 

 

 

Test-Mindestwert LP ( x von 100)  

 
 
 
(4) Berufsausbildung /-tätigkeiten: Arten/Dauer, die einbezogen/anerkannt werden und Bewertung mit LP (max. 100 möglich). 
 

anerkannte Art(en) Berufsausbildung /-tätigkeiten Dauer 
(Monate) Bewertg. LP 

   

   

   

   

   

 
 
 
(5) Auswahlgespräch. Es ist das Verfahren und die Bewertung festzulegen (max. 100 LP möglich). 
 

Bewertungskriterien Auswahlgespräch 

- 

- 

- 

- 

- 

Mindestwert LP ( x von 100)  
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Anlage 2.1  
 
 
Beschluss des/der Fachbereichsrates /-räte: FB 2 Wirtschaft vom 21.05.2008 
 
 
Feststellung der Besonderen Eignung für den/die Masterstudiengang/-gänge 
 
Betriebswirtschaft/Unternehmensführung 
 
 
Zugangsberechtigende(r) Erststudienabschluss /-abschlüsse* (Bachelor/Diplom/vergleichbare) in 
 
 
 
Bachelor/Diplom in Betriebswirtschaft, International Business Programme 
_____________________________________________________________________________________________________ 
_____ 
*   Insoweit Bewerber Studienabschlüsse vorlegen, die hier nicht aufgeführt sind (§ 2 (1)), entscheidet die Feststellungskommis-
sion (§ 3 (2)) im Einzelfall. 
 
 

Bewertungskriterien Leistungspunkte 
(LP) - mindest 

Wichtung 
(W) 

Summe – mind. 
LP * W 

 
1. Abschlussnote Erststudium (bzw. Leistungsnachweis)** 
 

32,26 0,9 29 

 
2. Gewichtete Einzelnoten Zeugnis Erststudium (bzw. Leis-
tungsnachweis)** (Kernfächer, -module), die studiengangs-
spezifische Eignungsmerkmale repräsentieren 
 

   

 
3. Studiengangsspezifischer Eignungstest 
 

   

 
4. Berufsausbildung/Berufstätigkeit 
 

   

 
5. Auswahlgespräch (Motivation, Identifikation mit dem Studi-
um/Beruf) 
 

 0,1 s.u. 

 
6. Verknüpfung der Merkmale 1 – 5        (Gesamtergebnis) 
 

 1,00 39 
Minimalwert 

_____ 
**  Soweit das Abschlusszeugnis zum Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung noch nicht vorliegt, werden die Noten des Leistungs-
nachweises zur Bewertung (§ 2 (3)) herangezogen; es gelten die gleichen Berechnungsmodalitäten. 
 
 
 
(1) Abschlussnote Erststudium – obligatorisch 
 

 Minimalnote: 3,1 entspricht ungewichteten Leistungspunkten (LP): 32,26 

 
 

  100  
 

LP = 
 Abschlussnote Erststudium***  

_____ 

*** Sofern die Note nicht als numerischer Wert, sondern nur als ECTS-Note ausgewiesen ist, werden als Leistungspunkte fol-
gende Werte eingesetzt: 
 A = 95; A

-
 = 80  B

+
 = 70; B = 60; B

-
 = 50  C

+
 = 45; C = 40; C

-
 = 35 

 
(2) bis (4) für diese Kriterien werden keine Festlegungen getroffen. 
 
(5) Gemäß Berechnungsmodus (Minimalwert gesamt 39) wird das Auswahlgespräch bei einer Abschlussnote über 2,3 

notwendig; der Minimalwert wird w.f. erreicht: 
  
Abschlussnote (1) 2,3 2,4 2,5 2,6 2,7 2,8 2,9 3,0 3,1 
LP aus Gespräch (5) 0 15 30 44 57 69 80 90 100 
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Anlage 2.2  
 
 
Beschluss des/der Fachbereichsrates /-räte: FB 2 Wirtschaft vom 21.05.2008 
 
 
Feststellung der Besonderen Eignung für den/die Masterstudiengang/-gänge 
 
Wirtschaftsrecht (LL.M.) 
 
 
Zugangsberechtigende(r) Erststudienabschluss /-abschlüsse* (Bachelor/Diplom/vergleichbare) in 
 
Bachelor/Diplom in Wirtschaftsrecht 
_____________________________________________________________________________________________________ 
_____ 
*   Insoweit Bewerber Studienabschlüsse vorlegen, die hier nicht aufgeführt sind (§ 2 (1)), entscheidet die Feststellungskommis-
sion (§ 3 (2)) im Einzelfall. 
 
 

Bewertungskriterien Leistungspunkte 
(LP) - mindest 

Wichtung 
(W) 

Summe – mind- 
LP * W 

 
1. Abschlussnote Erststudium (bzw. Leistungsnachweis)** 
 

32,26 0,9 29 

 
2. Gewichtete Einzelnoten Zeugnis Erststudium (bzw. Leis-
tungsnachweis)** (Kernfächer, -module), die studiengangs-
spezifische Eignungsmerkmale repräsentieren 
 

   

 
3. Studiengangsspezifischer Eignungstest 
 

   

 
4. Berufsausbildung/Berufstätigkeit 
 

   

 
5. Auswahlgespräch (Motivation, Identifikation mit dem Studi-
um/Beruf) 
 

 0,1 s.u. 

 
6. Verknüpfung der Merkmale 1 – 5        (Gesamtergebnis) 
 

 1,00 39 
Minimalwert 

_____ 
**  Soweit das Abschlusszeugnis zum Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung noch nicht vorliegt, werden die Noten des Leistungs-
nachweises zur Bewertung (§ 2 (3)) herangezogen; es gelten die gleichen Berechnungsmodalitäten. 
 
 
 
(1) Abschlussnote Erststudium – obligatorisch 
 

 Minimalnote: 3,1 entspricht ungewichteten Leistungspunkten (LP): 32,26 

 
 

  100  
 

LP = 
 Abschlussnote Erststudium***  

_____ 

*** Sofern die Note nicht als numerischer Wert, sondern nur als ECTS-Note ausgewiesen ist, werden als Leistungspunkte fol-
gende Werte eingesetzt: 
 A = 95; A

-
 = 80  B

+
 = 70; B = 60; B

-
 = 50  C

+
 = 45; C = 40; C

-
 = 35 

 
(2) bis (4) für diese Kriterien werden keine Festlegungen getroffen. 
 
(5) Gemäß Berechnungsmodus (Minimalwert gesamt 39) wird das Auswahlgespräch bei einer Abschlussnote über 2,3 

notwendig; der Minimalwert wird w.f. erreicht: 
  
Abschlussnote (1) 2,3 2,4 2,5 2,6 2,7 2,8 2,9 3,0 3,1 
LP aus Gespräch (5) 0 15 30 44 57 69 80 90 100 
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Anlage 2.3 
 
 
Beschluss des/der Fachbereichsrates /-räte: FB 2 Wirtschaft vom 21.05.2008 
 
 
Feststellung der Besonderen Eignung für den/die Masterstudiengang/-gänge 
 
International Trade (MBA) 
 
 
Zugangsberechtigende(r) Erststudienabschluss /-abschlüsse* (Bachelor/Diplom/vergleichbare) in 
 
- betriebswirtschaftlich orientiertes Studium – Betriebswirtschaft, Volkswirtschaft, Wirtschaftsrecht, Wirtschaftsingenieurwesen, 
Agrarmanagement, …  
- andere Studiengänge ohne abgeschlossenes wirtschaftswissenschaftlich orientiertes Studium in Verbindung mit GMAT, mind. 
500 Svcores, nicht länger als 5 Jahre zurück liegend 
_____ 
*   Insoweit Bewerber Studienabschlüsse vorlegen, die hier nicht aufgeführt sind (§ 2 (1)), entscheidet die Feststellungskommis-
sion (§ 3 (2)) im Einzelfall. 
 
 

Bewertungskriterien Leistungspunkte 
(LP) - mindest 

Wichtung 
(W) 

Summe – mind. 
LP * W 

 
1. Abschlussnote Erststudium (bzw. Leistungsnachweis)** 
 

50 0,51 25,5 

 
2. Gewichtete Einzelnoten Zeugnis Erststudium (bzw. Leis-
tungsnachweis)** (Kernfächer, -module), die studiengangs-
spezifische Eignungsmerkmale repräsentieren 
 

   

 
3. Studiengangsspezifischer Eignungstest 
 

50 0,20 10,0 

 
4. Berufsausbildung/Berufstätigkeit 
 

empfohlen zusätzliche LP (10,0) 

 
5. Auswahl nach Bewerbungsunterlagen bzw. Interview (Mo-
tivation, Identifikation mit dem Studium/Beruf) 
 

50 0,29 14,5 

 
6. Verknüpfung der Merkmale 1 – 5        (Gesamtergebnis) 
 

 1,00 50 
Minimalwert 

_____ 
**  Soweit das Abschlusszeugnis zum Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung noch nicht vorliegt, werden die Noten des Leistungs-
nachweises zur Bewertung (§ 2 (3)) herangezogen; es gelten die gleichen Berechnungsmodalitäten. 
 
 
 
(1) Abschlussnote Erststudium – obligatorisch 
 

 Minimalnote: 2,0 entspricht ungewichteten Leistungspunkten (LP): 50 

 
 

  100  
 

LP = 
 Abschlussnote Erststudium***  

_____ 

*** Sofern die Note nicht als numerischer Wert, sondern nur als ECTS-Note ausgewiesen ist, werden als Leistungspunkte fol-
gende Werte eingesetzt: 
 A = 95; A

-
 = 80  B

+
 = 70; B = 60; B

-
 = 50  C

+
 = 45; C = 40; C

-
 = 35 
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noch Anlage 2.3 
 
Optionale Festlegungen 
 
(2) Kernfächer/ -module: die in die Bewertung einzubeziehen sind, Ermittlung der Gesamtnote daraus (Mittelwert aller einbe-

zogenen Fächer bzw. gewichtetes Mittel); die Berechnung der LP erfolgt dann analog (1). 
 

Fächer / Module Mindestnote(n) 

- keine Festlegung -   

  

  

  

Mindest-Mittelwert Kernnoten / 

 
 
 
(3) Studiengangsspezifischer Eignungstest: es ist das Testverfahren und die Bewertung festzulegen, maximal können  100 

Punkte erzielt werden. 
 

Testverfahren 

Fremdsprachen: 

- Bildungsinländer: Englisch Abitur-Leistungskurs Mindestnote 2,0; TOEFL (cbT) mind. 265 von 300 Scores; IELTS min. 
7,0 von 9,0 (oder vergleichbare) 
- Bildungsausländer: Deutsch ab DSH-2; TestDaF 4 x TDN 4 oder vergleichbare. 
Sofern die Hochschulreife oder der Erststudienabschluss nicht an einer englischsprachigen Einrichtung erworben wurde, 
ist daneben auch Englisch wie für Bildungsinländer nachzuweisen. 

Test-Mindestwert LP ( x von 100) 50,0 

 
 
 
(4) Berufsausbildung /-tätigkeiten: Arten/Dauer, die einbezogen/anerkannt werden und Bewertung mit LP (max. 100 möglich). 
 

anerkannte Art(en) Berufsausbildung /-tätigkeiten Dauer 
(Monate) Bewertg. LP 

Groß- und Einzelhandelskaufmann 24 zusätzlich 10 

   

 
 
(5) Auswahlgespräch. Es ist das Verfahren und die Bewertung festzulegen (max. 100 LP möglich). 
 

Bewertungskriterien Auswahlgespräch 

- Motivation, Initiative, Engagement, Führungspotential, Teamfähigkeit, Zielorientiertheit 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mindestwert LP ( x von 100) 50,0 
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Anlage 2.4  
 
 
Beschluss des/der Fachbereichsrates /-räte: FB 6 Elektrotechnik, Maschinenbau und 

Wirtschaftsingenieurwesen 
vom 26.03.2008 

 
 
Feststellung der Besonderen Eignung für den/die Masterstudiengang/-gänge 
 
Elektro- und Informationstechnik (M.Eng.) 
 
 
Zugangsberechtigende(r) Erststudienabschluss /-abschlüsse* (Bachelor/Diplom/vergleichbare) in 
 
Biomedizinische Technik, Elektro- und Informationstechnik, Medientechnik oder vergleichbare Studiengänge mit einer Regel-
studienzeit von mind. 3 Jahren. 
_____________________________________________________________________________________________________ 
_____ 
*   Insoweit Bewerber Studienabschlüsse vorlegen, die hier nicht aufgeführt sind (§ 2 (1)), entscheidet die Feststellungskommis-
sion (§ 3 (2)) im Einzelfall. 
 
 

Bewertungskriterien Leistungspunkte 
(LP) - mindest 

Wichtung 
(W) 

Summe – mind. 
LP * W 

 
1. Abschlussnote Erststudium (bzw. Leistungsnachweis)** 
 

40 1,0 40 

 
2. Gewichtete Einzelnoten Zeugnis Erststudium (bzw. Leis-
tungsnachweis)** (Kernfächer, -module), die studiengangs-
spezifische Eignungsmerkmale repräsentieren 
 

   

 
3. Studiengangsspezifischer Eignungstest 
 

   

 
4. Berufsausbildung/Berufstätigkeit 
 

   

 
5. Auswahlgespräch (Motivation, Identifikation mit dem Studi-
um/Beruf) 
 

   

 
6. Verknüpfung der Merkmale 1 – 5        (Gesamtergebnis) 
 

 1,00 40 
Minimalwert 

_____ 
**  Soweit das Abschlusszeugnis zum Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung noch nicht vorliegt, werden die Noten des Leistungs-
nachweises zur Bewertung (§ 2 (3)) herangezogen; es gelten die gleichen Berechnungsmodalitäten. 
 
 
 
(1) Abschlussnote Erststudium – obligatorisch 
 

 Minimalnote: 2,5 entspricht ungewichteten Leistungspunkten (LP): 40 

 
 

  100  
 

LP = 
 Abschlussnote Erststudium***  

_____ 

*** Sofern die Note nicht als numerischer Wert, sondern nur als ECTS-Note ausgewiesen ist, werden als Leistungspunkte fol-
gende Werte eingesetzt: 
 A = 95; A

-
 = 80  B

+
 = 70; B = 60; B

-
 = 50  C

+
 = 45; C = 40; C

-
 = 35 

 
 
(2) bis (5) für diese Kriterien werden keine Festlegungen getroffen. 
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Anlage 2.5  
 
 
Beschluss des/der Fachbereichsrates /-räte: FB 6 Elektrotechnik, Maschinenbau und 

Wirtschaftsingenieurwesen 
vom 26.03.2008 

 
 
Feststellung der Besonderen Eignung für den/die Masterstudiengang/-gänge 
 
Maschinenbau (M.Eng.) 
 
 
Zugangsberechtigende(r) Erststudienabschluss /-abschlüsse* (Bachelor/Diplom/vergleichbare) in 
 
Maschinenbau oder vergleichbare Studiengänge mit einer Regelstudienzeit von mind. 3 Jahren. 
_____________________________________________________________________________________________________ 
_____ 
*   Insoweit Bewerber Studienabschlüsse vorlegen, die hier nicht aufgeführt sind (§ 2 (1)), entscheidet die Feststellungskommis-
sion (§ 3 (2)) im Einzelfall. 
 
 

Bewertungskriterien Leistungspunkte 
(LP) - mindest 

Wichtung 
(W) 

Summe – mind. 
LP * W 

 
1. Abschlussnote Erststudium (bzw. Leistungsnachweis)** 
 

40 1,0 40 

 
2. Gewichtete Einzelnoten Zeugnis Erststudium (bzw. Leis-
tungsnachweis)** (Kernfächer, -module), die studiengangs-
spezifische Eignungsmerkmale repräsentieren 
 

   

 
3. Studiengangsspezifischer Eignungstest 
 

   

 
4. Berufsausbildung/Berufstätigkeit 
 

   

 
5. Auswahlgespräch (Motivation, Identifikation mit dem Studi-
um/Beruf) 
 

   

 
6. Verknüpfung der Merkmale 1 – 5        (Gesamtergebnis) 
 

 1,00 40 
Minimalwert 

_____ 
**  Soweit das Abschlusszeugnis zum Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung noch nicht vorliegt, werden die Noten des Leistungs-
nachweises zur Bewertung (§ 2 (3)) herangezogen; es gelten die gleichen Berechnungsmodalitäten. 
 
 
 
(1) Abschlussnote Erststudium – obligatorisch 
 

 Minimalnote: 2,5 entspricht ungewichteten Leistungspunkten (LP): 40 

 
 

  100  
 

LP = 
 Abschlussnote Erststudium***  

_____ 

*** Sofern die Note nicht als numerischer Wert, sondern nur als ECTS-Note ausgewiesen ist, werden als Leistungspunkte fol-
gende Werte eingesetzt: 
 A = 95; A

-
 = 80  B

+
 = 70; B = 60; B

-
 = 50  C

+
 = 45; C = 40; C

-
 = 35 

 
 
(2) bis (5) für diese Kriterien werden keine Festlegungen getroffen. 
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Anlage 2.6  
 
 
Beschluss des/der Fachbereichsrates /-räte: FB 7 Angewandte Biowissenschaften und 

Prozesstechnik 
vom 16.04.2008 

 
 
Feststellung der Besonderen Eignung für den/die Masterstudiengang/-gänge 
 
Biotechnologie (M.Sc.) 
 
 
Zugangsberechtigende(r) Erststudienabschluss /-abschlüsse* (Bachelor/Diplom/vergleichbare) in 
 
 
Biotechnologie, Bioverfahrenstechnik; Pharmatechnik, Verfahrenstechnik, Life Science 
_____________________________________________________________________________________________________ 
_____ 
*   Insoweit Bewerber Studienabschlüsse vorlegen, die hier nicht aufgeführt sind (§ 2 (1)), entscheidet die Feststellungskommis-
sion (§ 3 (2)) im Einzelfall. 
 
 

Bewertungskriterien Leistungspunkte 
(LP) - mindest 

Wichtung 
(W) 

Summe – mind. 
LP * W 

 
1. Abschlussnote Erststudium (bzw. Leistungsnachweis)** 
 

25 0,6 15 

 
2. Gewichtete Einzelnoten Zeugnis Erststudium (bzw. Leis-
tungsnachweis)** (Kernfächer, -module), die studiengangs-
spezifische Eignungsmerkmale repräsentieren 
 

 0,4 s.u. 

 
3. Studiengangsspezifischer Eignungstest 
 

   

 
4. Berufsausbildung/Berufstätigkeit 
 

   

 
5. Auswahlgespräch (Motivation, Identifikation mit dem Studi-
um/Beruf) 
 

   

 
6. Verknüpfung der Merkmale 1 – 5        (Gesamtergebnis) 
 

 1,00 45 
Minimalwert 

_____ 
**  Soweit das Abschlusszeugnis zum Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung noch nicht vorliegt, werden die Noten des Leistungs-
nachweises zur Bewertung (§ 2 (3)) herangezogen; es gelten die gleichen Berechnungsmodalitäten. 
 
 
 
(1) Abschlussnote Erststudium – obligatorisch 
 

 Minimalnote: 4,0 entspricht ungewichteten Leistungspunkten (LP): 25 

 
 

  100  
 

LP = 
 Abschlussnote Erststudium***  

_____ 

*** Sofern die Note nicht als numerischer Wert, sondern nur als ECTS-Note ausgewiesen ist, werden als Leistungspunkte fol-
gende Werte eingesetzt: 
 A = 95; A

-
 = 80  B

+
 = 70; B = 60; B

-
 = 50  C

+
 = 45; C = 40; C

-
 = 35 

 
 
(2) Gemäß Berechnungsmodus (Minimalwert gesamt 40) werden die gewichteten Kernnoten bei einer Abschlussnote über 

1,5 notwendig; der Minimalwert wird w.f. erreicht: 
  
Abschlussnote (1) 1,3 1,4 – 1,7 1,8 1,9 2,0 2,1 2,2 2,3 
Noten Kernfächer (2) / min. 4,0 3,4 2,9 2,6 2,4 2,2 2,1 
 
Abschlussnote (1) 2,4 2,5 2,6 2,7 2,8 – 3,0 3,1 – 3,2 3,3 – 3,6 3,7 – 4,0 
Noten Kernfächer (2) 2,0 1,9 1,8 1,7 1,6 1,5 1,4 1,3 
 
(3) bis (5) für diese Kriterien werden keine Festlegungen getroffen. 

Amtliches Mitteilungsblatt der Hochschule Anhalt (FH) Nr. 28/2008 vom 07.07.2008

16



Anlage 2.7  
 
 
Beschluss des/der Fachbereichsrates /-räte: FB 7 Angewandte Biowissenschaften und 

Prozesstechnik 
vom 16.04.2008 

 
 
Feststellung der Besonderen Eignung für den/die Masterstudiengang/-gänge 
 
Lebensmitteltechnologie (M.Sc.) 
 
 
Zugangsberechtigende(r) Erststudienabschluss /-abschlüsse* (Bachelor/Diplom/vergleichbare) in 
 
 
Lebensmitteltechnologie, Lebensmitteltechnik, Lebensmittelverfahrenstechnik, Lebensmittelwissenschaften, Verfahrenstechnik 
_____________________________________________________________________________________________________ 
_____ 
*   Insoweit Bewerber Studienabschlüsse vorlegen, die hier nicht aufgeführt sind (§ 2 (1)), entscheidet die Feststellungskommis-
sion (§ 3 (2)) im Einzelfall. 
 
 

Bewertungskriterien Leistungspunkte 
(LP) - mindest 

Wichtung 
(W) 

Summe – mind. 
LP * W 

 
1. Abschlussnote Erststudium (bzw. Leistungsnachweis)** 
 

25 0,6 15 

 
2. Gewichtete Einzelnoten Zeugnis Erststudium (bzw. Leis-
tungsnachweis)** (Kernfächer, -module), die studiengangs-
spezifische Eignungsmerkmale repräsentieren 
 

 0,4 s.u. 

 
3. Studiengangsspezifischer Eignungstest 
 

   

 
4. Berufsausbildung/Berufstätigkeit 
 

   

 
5. Auswahlgespräch (Motivation, Identifikation mit dem Studi-
um/Beruf) 
 

   

 
6. Verknüpfung der Merkmale 1 – 5        (Gesamtergebnis) 
 

 1,00 45 
Minimalwert 

_____ 
**  Soweit das Abschlusszeugnis zum Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung noch nicht vorliegt, werden die Noten des Leistungs-
nachweises zur Bewertung (§ 2 (3)) herangezogen; es gelten die gleichen Berechnungsmodalitäten. 
 
 
 
(1) Abschlussnote Erststudium – obligatorisch 
 

 Minimalnote: 4,0 entspricht ungewichteten Leistungspunkten (LP): 25 

 
 

  100  
 

LP = 
 Abschlussnote Erststudium***  

_____ 

*** Sofern die Note nicht als numerischer Wert, sondern nur als ECTS-Note ausgewiesen ist, werden als Leistungspunkte fol-
gende Werte eingesetzt: 
 A = 95; A

-
 = 80  B

+
 = 70; B = 60; B

-
 = 50  C

+
 = 45; C = 40; C

-
 = 35 

 
 
(2) Gemäß Berechnungsmodus (Minimalwert gesamt 40) werden die gewichteten Kernnoten bei einer Abschlussnote über 

1,5 notwendig; der Minimalwert wird w.f. erreicht: 
  
Abschlussnote (1) 1,3 1,4 – 1,7 1,8 1,9 2,0 2,1 2,2 2,3 
Noten Kernfächer (2) / min. 4,0 3,4 2,9 2,6 2,4 2,2 2,1 
 
Abschlussnote (1) 2,4 2,5 2,6 2,7 2,8 – 3,0 3,1 – 3,2 3,3 – 3,6 3,7 – 4,0 
Noten Kernfächer (2) 2,0 1,9 1,8 1,7 1,6 1,5 1,4 1,3 
 
(3) bis (5) für diese Kriterien werden keine Festlegungen getroffen. 
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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
 

ORDNUNG 
 
 

ZUR FESTSTELLUNG DER  
EIGNUNG FÜR DEN 

MASTERSTUDIENGANG 
INTEGRATED DESIGN 

 
 
 

vom 06.02.2008 
 
 

Auf der Grundlage des Hochschulgesetzes des Lan-
des Sachsen-Anhalt (HSG LSA) vom 05. Mai 2004 (GVBl. 
LSA S. 256) und der Verordnung des Landes Sachsen-
Anhalt über die Vergabe von Studienplätzen (Hochschul-
vergabeverordnung – HVVO) vom 26.05.2008 (GVBl. LSA 
S. 196) sowie in Fortschreibung des Beschlusses des 
Senats der Hochschule Anhalt (FH) vom 23.05.2007 wird 
die nachfolgende Satzung erlassen. 
 
 
 

§ 1 
Anwendungsbereich 

 
Diese Ordnung regelt die Durchführung des Verfah-

rens zur Feststellung der besonderen Eignung/Befähigung 
für den Masterstudiengang Integrated Design.  
 
 

§ 2 
Antragsverfahren 

 
(1) Antragsberechtigt sind Bewerber, die ein Erst-

studium (Diplom, Bachelor, Master oder vergleichbare) 
gemäß Studienordnung Master Integrated Design § 2 Abs. 
1 mit Erfolg abgeschlossen haben.  

 
(2) Der Antrag auf Zulassung für den Masterstu-

diengang Integrated Design ist fristgemäß und vollständig 
(s. Hinweise Antragsformular) auf dem dafür vorgesehe-
nen Formularblatt bei der Abteilung für Studentische Ange-
legenheiten der Hochschule Anhalt (FH) –ASA–, Bernbur-
ger Straße 55, 06366 Köthen einzureichen. 

 
(3) Sofern Bewerber ihr Studium noch nicht abge-

schlossen haben oder noch nicht über ein Zeugnis des 
Erststudienabschlusses verfügen, haben sie die Möglich-
keit, ersatzweise einen aktuellen Leistungsnachweis und 
die Bestätigung über die Zulassung zur Abschlussarbeit 
(Diplom- oder Bachelorarbeit und Abschlusskolloquium) 
einzureichen, um einen fristgemäßen Antrag für den Mas-
terstudiengang Integrated Design zum Wintersemester 
einreichen zu können. Sind diese Bewerber aktuell nicht 
an der Hochschule Anhalt (FH) eingeschrieben, ist zudem 
eine Immatrikulationsbestätigung der derzeitigen Hoch-
schule vorzulegen. 

 
(4) Neben dem Hauptantrag kann maximal ein 

Hilfsantrag gestellt werden (auf dem gleichen Formular). 
Über den Hilfsantrag wird nur entschieden, wenn die 
besondere Eignung für den im Hauptantrag genannten 
Studiengang nicht festgestellt werden kann und der im 

Hilfsantrag genannte Studiengang noch über Zulassungs-
kapazitäten verfügt. 
 
 

§ 3 
Feststellungsverfahren 

 
(1) Grundlage zur Durchführung des Feststellungs-

verfahrens ist der Beschluss des Fachbereichsrates des 
Fachbereichs Design über die Kriterien und Bewertungs-
modalitäten der Zulassungsvoraussetzungen des Master-
studiengangs Integrated Design. Folgende Kriterien kom-
men im Rahmen des Feststellungsverfahrens zur Anwen-
dung: 
1. Der Nachweis einer Abschlussnote im absolvierten 

Erststudium von mindestens „2,3“.  
2. Ein Portfolio im DIN A4 Format mit Arbeitsproben, die 

die besonderen persönlichen Fähigkeiten in der Dis-
ziplin Design belegen. Das Portfolio soll aus 12 bis 16 
Seiten bestehen, die einen aussagekräftigen Quer-
schnitt bisheriger Projektarbeit zeigen. Digitale, inter-
aktive und zeitbasierte Arbeiten sind als analoge 
Ausdrucke (z.B. Screenshots) abzugeben. Dem Port-
folio ist eine Liste der Arbeiten beizufügen sowie eine 
schriftliche Erklärung, dass die vorgelegten Arbeits-
proben von dem Bewerber selbständig angefertigt 
wurden. Dem Portfolio sollte ein kurzer Text (maximal 
eine DIN A4-Seite) über die eigene Motivation zum 
Studium im Masterstudiengang Integrated Design, 
über das persönliche Studienziel und den gewünsch-
ten Studienschwerpunkt (Plattform) beigefügt werden. 

3. Das Ergebnis eines Gesprächs mit den Bewerbern, 
das Aufschluss über die Motivation und über die Iden-
tifikation mit dem gewählten Studium und dem ange-
strebten Beruf gibt und auf die Anforderungen des 
angestrebten Studiums hinweisen soll. 

4. Die Gewichtung der Punkte 1 bis 3 des § 3(1) wird in 
Anlage 2 festgeschrieben. 
 
(2) Zur Durchführung des Feststellungsverfahrens 

bildet der Fachbereich Design in Verantwortung des Stu-
diendekans für den Masterstudiengang Integrated Design 
eine Feststellungskommission, ihr gehören an: 
• der Studiengangsleiter, 
• ein Mitglied des Prüfungsausschusses aus den Sta-

tusgruppen der Professoren oder der wiss. Mitarbei-
ter, 

• ein Lehrender des Studienganges. 
Die Feststellungskommission entscheidet jeweils mit 
einfacher Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder 
 

(3) Nach Registratur der Bewerbung und Prüfung 
der formellen Antragsberechtigung gemäß § 2 Abs. 1 oder 
3 durch die ASA führt die Kommission das Feststellungs-
verfahren gemäß Fachbereichsratsbeschluss durch. Das 
Verfahren für das bevorstehende Wintersemester soll 
spätestens bis zum 20.09.  d. J. abgeschlossen sein. 

 
(4) Sofern der zuständige Fachbereich es als 

zweckmäßig erachtet und die Bewerberlage es als sinnvoll 
erscheinen lässt, kann ein nachträgliches Feststellungs-
verfahren durchgeführt werden, das bis zum 30.09. (Win-
tersemester) abgeschlossen sein soll. 
 
 

§ 4 
Zulassungsbescheid und Einschreibung 

 
(1) Im Ergebnis des Feststellungsverfahrens ergeht 

durch ASA ein Zulassungsbescheid. Zugelassen wird, wer 
mindestens den jeweiligen Minimalwert gemäß Anlagen 1 
bis 1.1 erzielt hat. 

 
(2) Bewerber nach der Bedingung des Absatz 1, die 

das Feststellungsverfahren auf der Grundlage eines be-
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reits vorliegenden Zeugnisses über das Erststudium durch-
laufen haben, erhalten einen Zulassungsbescheid ohne 
Vorbehalt. Die Zulassung kann aber mit der Maßgabe 
verbunden werden, bis zu einem vorgegebenen Termin 
eine Annahmeerklärung an ASA zu senden, danach ver-
liert sie ihre Gültigkeit. Ansonsten kann die Einschreibung 
(Immatrikulation) auf der Grundlage dieses Bescheides im 
angegebenen Zeitraum vorgenommen werden. 

 
(3) Bewerber nach der Bedingung des Absatz 1, die 

das Feststellungsverfahren auf der Grundlage von Leis-
tungsnachweisen (vergl. § 2 Abs. 3) durchlaufen haben, 
erhalten einen Zulassungsbescheid unter dem Vorbehalt, 
das endgültige Abschlusszeugnis bis spätestens 30.11. 
des Jahres der Bewerbung bei der ASA vorzulegen. Ge-
schieht dies nicht oder nicht fristgerecht, verliert die Zulas-
sung ihre Gültigkeit. 

 
(4) Bewerber nach Absatz 3, die das Erststudium an 

der Hochschule Anhalt (einschließlich Abschlussarbeit, 
Präsentation und Kolloquium) bis zum 30.09. im Jahr der 
Bewerbung noch nicht abgeschlossen haben, melden sich 
zur Wahrung des Prüfungsanspruches zum Wintersemes-
ter des Jahres der Bewerbung in ihren bisherigen Studien-
gang zurück. Nach fristgemäßer Vorlage des Abschluss-
zeugnisses bei der ASA erfolgt die Immatrikulation in den 
Masterstudiengang.  

 
(5) Bewerber nach Absatz 3 aus anderen Hoch-

schulen, die ihr Erststudium per 30.09. des Jahres der 
Bewerbung noch nicht abgeschlossen haben bzw. das 
Abschlusszeugnis bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
vorlegen können, haben die Möglichkeit, sich innerhalb 
des genannten Einschreibungszeitraumes befristet an der 
HSA im Masterstudiengang Integrated Design einzu-
schreiben. Die Befristung gilt bis zum 30.11. des Jahres 
der Bewerbung und wird bei Vorlage des Zeugnisses 
aufgehoben. Wird das Abschlusszeugnis nicht bis zum 
30.11. des Jahres der Bewerbung vorgelegt, ist die Immat-

rikulation nach Fristablauf gemäß § 29 Abs. 5 HSG-LSA zu 
widerrufen, das Masterstudium gilt damit als nicht begon-
nen. 

 
(6) Bewerbern, die den Minimalwert gemäß Anlagen 

1 bis 1.1 nicht erreicht haben, ist die Zulassung zu versa-
gen. 
 
 

§ 5 
Sprachliche Gleichstellung 

 
Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Sat-

zung gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
 
 

§ 6 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Ordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch 

den Präsidenten der Hochschule Anhalt (FH) am Tage 
nach ihrer Veröffentlichung im „Amtlichen Mitteilungsblatt 
der Hochschule Anhalt (FH)“ in Kraft. 

 
Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des Senats 

der Hochschule Anhalt (FH) vom 23.05.2007. 
 
Genehmigt durch den Präsidenten der Hochschule 

Anhalt (FH) am 04.06.2008, veröffentlicht in „Amtliches 
Mitteilungsblatt der Hochschule Anhalt (FH) Nr. 28/2008 
am 07.07.2008. 
 
Köthen, den 04.06.2008 
 
 
 
 
Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Orzessek 
Präsident der Hochschule Anhalt (FH) 
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Anlage 1  
 
 
 
Beschluss des/der Fachbereichsrates /-räte: FB 4 Design vom 30.01.2008 
 
 
Feststellung der Besonderen Eignung für den/die Masterstudiengang/-gänge 
 
Integrated Design 
 
Zugangsberechtigende(r) Erststudienabschluss /-abschlüsse* (Bachelor/Diplom/vergleichbare) in 
 
Bachelor/Diplom in den Bereichen Design und Gestaltung (z.B. Visuelle Kommunikation, Industrial Design, Environmental 
Design, Audiovisuelle Medien, Medien Design, Interior Design, Schmuckdesign, ...) _ 
 
*   Insoweit Bewerber Studienabschlüsse vorlegen, die hier nicht aufgeführt sind (§ 2 (1)), entscheidet die Feststellungskommis-
sion (§ 3 (2)) im Einzelfall. 
 
 

Bewertungskriterien Leistungspunkte 
(LP) - mindest 

Wichtung 
(W) 

Summe – mind. 
LP * W 

 
1. Abschlussnote Erststudium (bzw. Leistungsnachweis)** 
 

43,5 0,51 22,2 

 
2. Vorlage eines Portfolio gemäß § 3 (1) 1., 1.1 
 

50 *** 0,15 7,5 

 
3. Auswahlgespräch (Motivation, Identifikation mit dem Studi-
um/Beruf) 
 

50 *** 0,34 17 

 
4. Verknüpfung der Kriterien 1 – 3 (Gesamtergebnis) 
 

 1,00 46,7 
Minimalwert 

_____ 
**  Soweit das Abschlusszeugnis zum Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung noch nicht vorliegt, werden die Noten des Leistungs-
nachweises zur Bewertung (§ 2 (3)) herangezogen; es gelten die gleichen Berechnungsmodalitäten. 
 
*** Die Bewertungskriterien 2 und 3 müssen in der Summe mind. 100 LP ergeben, dürfen einzeln die festgelegte Mindestmarke 
50 LP jedoch unterschreiten. 
 
 
(1) Abschlussnote Erststudium – obligatorisch 
  
Minimalnote 2,3  entspricht ungewichteten Leistungspunkten (LP):              43,5 
 
 

  100  
 

LP = 
 Abschlussnote Erststudium****  

_____ 

**** Sofern die Note nicht als numerischer Wert, sondern nur als ECTS-Note ausgewiesen ist, werden als Leistungspunkte 
folgende Werte eingesetzt: 
 A = 95; A

-
 = 80  B

+
 = 70; B = 60; B

-
 = 50  C

+
 = 45; C = 40; C

-
 = 35 
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Anlage 1.1 
 
 
(1) Studiengangsspezifischer Eignungstest: es ist das Testverfahren und die Bewertung festzulegen, maximal können  100 

Punkte erzielt werden. 
 

Testverfahren 

2. Ein Portfolio im Din A4 Format mit Arbeitsproben, die die besonderen persönlichen Fähigkeiten in der Disziplin 
Design belegen. Das Portfolio soll aus 12 bis 16 Seiten bestehen, die einen aussagekräftigen Querschnitt bisheriger 
Projektarbeit zeigen. Digitale, interaktive und zeitbasierte Arbeiten sind als analoge Ausdrucke (z.B. Screenshots) 
abzugeben. Dem Portfolio ist eine Liste der Arbeiten beizufügen sowie eine schriftliche Erklärung, daß die vorgeleg-
ten Arbeitsproben von dem Bewerber selbständig angefertigt wurden. 

 
2.1 Dem Portfolio sollte ein kurzer Text (maximal eine DIN A4-Seite) über die eigene Motivation zum Studium im Mas-

terstudiengang Integrated Design, über das persönliche Studienziel und den gewünschten Studienschwerpunkt 
(Plattform) beigefügt werden. 

 

Test-Mindestwert LP ( x von 100) 50 

 
 
 
 
(2) Auswahlgespräch. Es ist das Verfahren und die Bewertung festzulegen (max. 100 LP möglich). 
 

Bewertungskriterien Auswahlgespräch 

Die folgenden Qualitäten sollen beim Bewerber überprüft werden: 

- Engagement 

- Führungspotential 

- Eigeninitiative 

- Motivation 

- Soziales Engagement 

- Teamfähigkeit 

Mindestwert LP ( x von 100) 50 
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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
 

ORDNUNG 
 

zur Feststellung der Eignung 
 

für den Bachelorstudiengang 
 
 
 

Design 
 

 
 
 

vom 12.12.2007 
 

 
 
 
 
 

 
Auf der Grundlage des Hochschulgesetzes des Lan-

des Sachsen-Anhalt (HSG LSA) vom 05. Mai 2004 (GVBl. 
LSA S. 256) und der Verordnung des Landes Sachsen-
Anhalt über die Vergabe von Studienplätzen (Hochschul-
vergabeverordnung – HVVO) vom 26.05.2008 (GVBl. LSA 
S. 196) wird die nachfolgende Satzung erlassen. 
 

 
 

§ 1 
Rechtsgrundlage und Zweck 

 
(1) Das Hochschulgesetz des Landes Sachsen-

Anhalt vom 05.05.2004 (GVBl. LSA 2004, S.255 ff), regelt 
im § 27 die allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen für 
das Hochschulstudium. Für den Studiengang Design kann 
auf den Nachweis des erforderlichen Schulabschlusses 
(im Regelfall allgemeine Hochschulreife, fachgebundene 
Hochschulreife, Fachhochschulreife) bei überragender 
künstlerischer Befähigung verzichtet werden. Unberührt 
hiervon bleibt die Zugangsmöglichkeit nach § 27 (4) des 
Hochschulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt. 

 
(2) Zusätzlich zu der für den Zugang zu einem Stu-

dium erforderlichen Qualifikation, die durch Schulab-
schluss oder eine als gleichwertig anerkannte Vorbildung 
erworben wurde, ist für den Studiengang Design eine 
Eignungsfeststellung im Sinne des Nachweises über die 
besondere künstlerische Befähigung durchzuführen. In ihr 
soll der Studienbewerber nachweisen, dass er durch Vor-
bildung und persönliche Begabung auf die Studienanforde-
rungen vorbereitet ist und das Erreichen des Studienzieles 
erwartet werden darf. 
 
 

§ 2 
Prüfungskommission zur Eignungsfeststellung 

 
(1) Zur Durchführung des Feststellungsverfahrens 

wird im Fachbereich Design durch den Prüfungsausschuss 
eine Prüfungskommission gebildet. 

 
(2) Der Prüfungsausschuss des Fachbereichs be-

stimmt die Kommissionsmitglieder. Der Prüfungsaus-
schussvorsitzende und sein Stellvertreter übernehmen den 

Vorsitz bzw. den stellvertretenden Vorsitz der Prüfungs-
kommission. 

 
(3) Die Prüfungskommission führt die Eignungsprü-

fung durch und entscheidet über die zu stellenden Aufga-
ben sowie deren Bewertung. 
 
 

§ 3 
Verfahren zur Feststellung der studiengangbezogenen 

Eignung 
 

(1) Das Verfahren zur Feststellung der studien-
gangbezogenen Eignung (Feststellungsverfahren) wird an 
der Fachhochschule Anhalt jährlich einmal, in der Regel im 
Zeitraum Mai/Juni, durchgeführt. 

 
(2) Die Zulassung zum Verfahren setzt eine frist- 

und formengebundene Bewerbung voraus, die der Hoch-
schule mit allen erforderlichen Unterlagen jeweils bis zum 
30. April des gewünschten Eintrittsjahres (Ausschlussfrist) 
vorliegen muss. Später eingehende Bewerbungen können 
nur nachrangig, nach Maßgabe vorhandener Kapazitäten, 
berücksichtigt werden. Zur Bewerbung gehören: 

• Ein vom Bewerber vollständig ausgefüllter Zulas-
sungs- /Einschreibeantrag (- Formularvordruck bei 
der HSA (FH) erhältlich) sowie eine Erklärung dar-
über, ob der Bewerber bereits an einem entspre-
chendem Feststellungsverfahren für den Studien-
gang Design an der HSA (FH) oder einer ver-
gleichbaren Einrichtungen teilgenommen hat. 

• Eine Mappe mit Arbeitsproben, die die besonderen 
persönlichen Fähigkeiten in der Beschäftigung mit 
Problemen der Gestaltung belegen. Die Mappe 
soll 15 - 20 Bögen enthalten, die aus freien und 
angewandten gestalterischen Arbeiten zusam-
mengestellt werden sollen - Zeichnung, Malerei, 
Animation, Fotografie, Fotos von dreidimensiona-
len Arbeiten. Digitale, interaktive und zeitbasierte 
Arbeiten sind als analoge Ausdrucke (z.B. 
Screenshots) abzugeben. Der Mappe ist eine Liste 
der Arbeiten beizufügen sowie eine schriftliche Er-
klärung, dass die vorgelegten Arbeitsproben von 
dem Bewerber selbständig angefertigt wurden. 

• Der Mappe sollte ein kurzer Text (maximal eine 
DIN A4-Seite) über die eigene Motivation zum De-
signstudium, über das persönliche Studienziel, den 
gewünschten Studienschwerpunkt und zur Wahl 
des Studienortes beigefügt werden. 

 
(3) Die zum weiteren Feststellungsverfahren zuge-

lassenen Bewerber werden spätestens zwei Wochen vor 
dem Prüfungstermin schriftlich eingeladen. 

 
(4) Die Mappe wird dem Bewerber spätestens nach 

Abschluss des Feststellungsverfahrens wieder ausgehän-
digt. 
 
 

§ 4 
Umfang und Gliederung des Feststellungsverfahrens 

 
(1) Das Feststellungsverfahren gliedert sich in 3 Ab-

schnitte: 
• Bewertung der Arbeitsproben und Zulassung zur 

Feststellungsprüfung, 
• Feststellungsprüfung, 
• Fachgespräch. 
 
(2) Zur Feststellungsprüfung werden nur solche Stu-

dienbewerber zugelassen, die die Qualifikationsvorausset-
zungen gemäß § 1 Absatz 1 erfüllen, deren Bewerbung 
fristgerecht eingegangen ist und deren Arbeitsproben 
(Mappe) mit der Note 4,0 oder besser bewertet wurden. 
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(3) Die Feststellungsprüfung wird an einem oder 
zwei Prüfungstagen im Fachbereich Design in der Abtei-
lung Dessau der HSA (FH) durchgeführt. Allen Bewerbern 
werden Prüfungsaufgaben aus verschiedenen gestalteri-
schen Bereichen gestellt. Eine Aufgabe kann als Hausar-
beit formuliert sein. Die Aufgabenstellung geht den Bewer-
bern mit der Einladung zur Feststellungsprüfung zu. Die 
gestellte Aufgabe ist zu bearbeiten und zum ersten Tag 
der Feststellungsprüfung mitzubringen. Der Hausarbeit ist 
die Erklärung beizufügen, dass sie von dem Bewerber 
selbständig angefertigt wurde. Die Aufgaben sind für alle 
Teilnehmer gleich und in einer vorgegebenen Zeit zu 
lösen. 

 
(4) Es wird ein Fachgespräch von ca. 10 Minuten 

geführt. Es erstreckt sich auf künstlerische und gestalteri-
sche Grundfragen und Zusammenhänge sowie die Motiva-
tion des Bewerbers. 
 
 

§ 5 
Feststellungskriterien und Bewertungsmodus 

 
(1) Die studiengangbezogene Eignung wird bei Be-

wertung der Arbeitsproben (Mappe), der Prüfungsaufga-
ben und des Fachgesprächs vornehmlich nach Kriterien 
wie Wahrnehmungsfähigkeit, Vorstellungsfähigkeit und 
Darstellungsfähigkeit festgestellt. 

 
(2) Die Bewertungen werden von jedem Prüfenden 

getrennt für die Mappe, für die Prüfungsaufgaben und das 
Fachgespräch vorgenommen. Aus den Bewertungen der 
beiden Prüfer wird jeweils eine Durchschnittsnote gebildet. 

 
(3) Für die Bewertung sind folgende Noten zu ver-

wenden: 
1 = sehr gut - eine hervorragende Leistung; 
2 = gut - eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend - eine Leistung, die durchschnittli-

chen Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend - eine Leistung, die trotz ihrer 

Mängel noch den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend - eine Leistung, die wegen 

erheblicher Mängel den Anforderungen nicht 
mehr genügt. 

 
(4) Zur differenzierten Bewertung der einzelnen 

Leistungen können durch Erniedrigen oder Erhöhen der 
einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte gebildet werden; 
die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

 
(5) Die Gesamtnote der Feststellungsprüfung er-

rechnet sich aus dem gewichteten arithmetischen Mittel 
der Einzelleistungen. Die Gewichtung ist wie folgt festge-
legt: 

• die Mappe einfach, 
• die vier Prüfungsaufgaben je einfach, 
• das Fachgespräch zweifach. 

 
(6) Bei der Bildung der Durchschnittsnoten für die 

einzelnen Teilleistungen und der Gesamtnote wird nur die 
erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt, alle 
weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

 
(7) Studienbewerber, die einen Bewertungsdurch-

schnitt schlechter als 4,0 erreichen, wird die studiengang-
bezogene Eignung nicht anerkannt. Die Durchschnittsnote 
jeder Teilleistung muss mindestens 4,0 sein. 
 

 
§ 6 

Feststellung überragender künstlerischer Befähigung 
 

Studienbewerber, die den Zugang zum Studium auf-
grund überragender künstlerischer Befähigung nach § 27 
(2) Hochschulgesetz LSA erlangen wollen, wird die Eig-
nung zuerkannt, wenn die Gesamtnote der Feststellungs-
prüfung besser als 1,7 ist. 
 
 

§ 7 
Niederschrift 

 
Über die Feststellungsprüfung wird eine Niederschrift 

gefertigt, aus der der Tag und Ort, die Namen der beteilig-
ten Prüfer, der Name des Studienbewerbers sowie die 
Bewertung der einzelnen Leistungen und das Gesamter-
gebnis des Feststellungsverfahrens hervorgehen. 
 
 

§ 8 
Bekanntgabe des Ergebnisses 

 
Das Ergebnis des Feststellungsverfahrens wird den 

Studienbewerbern spätestens bis vier Wochen nach dem 
Prüfungstermin schriftlich mitgeteilt. Die Entscheidungen 
sind mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Eine 
Widerspruchsmöglichkeit wird auf einen Monat nach Ein-
gang des Bescheids beim Bewerber begrenzt. 
 
 

§ 9 
Geltungsdauer und Anerkennung des Feststellungs-

verfahrens 
 

(1) Die Feststellung der besonderen künstlerisch-
gestalterischen Eignung oder der überragenden gestalteri-
schen Befähigung gilt für das Zulassungsverfahren des 
laufenden und des folgenden Jahres. In begründeten 
Fällen kann die Geltungsdauer auf Antrag des Kandidaten 
durch den Prüfungsausschuss verlängert werden. 

 
(2) Entsprechende Prüfungen, die an vergleichba-

ren Hochschulen für die Fachrichtung Design erfolgreich 
abgelegt worden sind, können auf Antrag ganz oder teil-
weise von den Prüfern anerkannt werden, soweit sie in 
ihren Anforderungen gleichwertig sind. 
 
 

§ 10 
Rücktritt von der Feststellungsprüfung 

 
(1) Tritt ein Bewerber nach der Zulassung zur Fest-

stellungsprüfung ohne Zustimmung der Prüfungskommis-
sion von der Feststellungsprüfung zurück, so gilt diese als 
nicht bestanden. 

 
(2) Wird der Rücktritt genehmigt, so gilt die Prüfung 

als nicht unternommen. Die Genehmigung ist nur zu ertei-
len, wenn wichtige Gründe vorliegen, insbesondere, wenn 
der Studienbewerber durch Krankheit an der Ablegung der 
Prüfung gehindert ist. Die Gründe sind unverzüglich gel-
tend zu machen, die Prüfungskommission kann die Vorla-
ge eines ärztlichen Zeugnisses verlangen. 
 
 

§ 11 
Unterbrechung der Feststellungsprüfung 

 
(1) Kann ein Studienbewerber aus Gründen, die von 

ihm nicht zu vertreten sind, die begonnene Prüfung nicht 
zu Ende führen, so ist die Prüfungskommission unverzüg-
lich schriftlich unter Vorlage geeigneter Beweismittel zu 
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benachrichtigen. Ist die Verhinderung durch Krankheit 
verursacht, so ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen. 

 
(2) Die Prüfungskommission entscheidet bei Aner-

kennung der vorgebrachten Gründe, wann der Studienbe-
werber den noch nicht abgelegten Teil der Prüfung nach-
zuholen hat. Dies kann auch zu einem gesonderten Prü-
fungstermin geschehen. Kommt die Prüfungskommission 
zu dem Ergebnis, dass der Studienbewerber die Unterbre-
chung der Prüfung zu vertreten hat, so gilt die Prüfung als 
nicht bestanden. 
 
 

§ 12 
Ausschluss von der Feststellungsprüfung 

 
(1) Ein Bewerber wird von der Feststellungsprüfung 

ausgeschlossen, wenn: 
• die gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 3 abgegebe-

nen Erklärungen nicht der Wahrheit entsprechen, 
oder 

• er es unternimmt, das Prüfungsergebnis durch 
Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener 
Hilfsmittel zu beeinflussen, auch die Mitführung 
nicht zugelassener Hilfsmittel gilt als Versuch der 
Täuschung. 

 
(2) Die Entscheidung über den Ausschluss trifft die 

Prüfungskommission. Erfolgt der Ausschluss, so gilt die 
gesamte Feststellungsprüfung als nicht bestanden. 

 
(3) Stellt sich nachträglich heraus, dass ein Aus-

schließungsgrund vorlag, so kann die Prüfungskommission 
die ergangene Prüfungsentscheidung widerrufen und die 
Feststellungsprüfung als nicht bestanden erklären. 
 
 

§ 13 
Wiederholung des Feststellungsverfahrens 

 
Studienbewerber, deren studiengangbezogene gestal-

terische Eignung oder überragende gestalterische Befähi-
gung in einem Verfahren nicht festgestellt worden ist, 
können frühestens zum Termin des nächsten Jahres 
erneut an einem Feststellungsverfahren teilnehmen. Die 
nicht bestandene Feststellungsprüfung kann höchstens 
zweimal wiederholt werden; dabei zählt jeder Versuch an 
einer vergleichbaren Einrichtung, für einen vergleichbaren 
Studiengang. 
 
 

§ 14 
Behinderte Bewerber 

 
(1) Bewerber, die infolge ihrer Behinderung nicht in 

der Lage sind, das Feststellungsverfahren in der vorge-
nannten Weise zu absolvieren, können die Zugangsbe-
rechtigung auf dem Weg der Einzelfallprüfung erlangen. 
Unter Anwendung analoger Kriterien werden ihnen geson-
derte Prüfungsaufgaben und -fristen gestellt, die ihre 
Behinderung in angemessener Weise berücksichtigen. 

 
(2) Die Behinderung ist in geeigneter Weise glaub-

haft zu machen und zu beweisen. 
 
 

§ 15 
Vergabe von Studienplätzen 

 
(1) Übersteigt nach Feststellung der studiengang-

bezogenen Eignung die Zahl der Bewerber mit erfolgrei-
cher Eignungsfeststellung die Zahl der verfügbaren Stu-
dienplätze (Numerus clausus), so erfolgt die Vergabe 
(Zulassung) durch die Hochschule Anhalt (FH) nach den 

Regelungen des Paragraphen 13 Absatz 2 der Hochschul-
vergabeverordnung (HVVO LSA; GVBl.LSA 2008, S. 196). 

 
(2) Besteht bei der Auswahl nach dem Ergebnis der 

Feststellungsprüfung Ranggleichheit, bestimmt sich die 
weitere Rangfolge nach der Wartezeit. Besteht bei der 
Auswahl nach der Wartezeit Ranggleichheit, bestimmt sich 
die weitere Rangfolge nach dem Ergebnis der Feststel-
lungsprüfung. Besteht danach noch Ranggleichheit, be-
stimmt sich die Rangfolge nach dem Grad der Qualifikation 
(Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechtigung). 
Im Übrigen entscheidet bei Ranggleichheit das Los. 
 
 

§ 16 
Sprachliche Bezeichnung 

 
Alle Amts-, Funktions- und Personenbezeichnungen, 

die in dieser Ordnung in der männlichen Ausdrucksform 
gebraucht werden, gelten gleichermaßen auch in der 
entsprechenden weiblichen Sprachform. 
 
 

§ 17 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Ordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch 

den Präsidenten der Hochschule Anhalt (FH) am Tage 
nach ihrer Veröffentlichung im „Amtlichen Mitteilungsblatt 
der Hochschule Anhalt (FH)“ in Kraft. 

 
Genehmigt durch den Präsidenten der Hochschule 

Anhalt (FH) am 04.06.2008, veröffentlicht in „Amtliches 
Mitteilungsblatt der Hochschule Anhalt (FH) Nr. 28/2008 
am 07.07.2008. 
 
Köthen, den 04.06.2008 
 
 
 
 
Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Orzessek 
Präsident der Hochschule Anhalt (FH)  
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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
 

PRÜFUNGSORDNUNG 
 
 
 

zur Erlangung des akademischen Grades 
 
 
 

MASTER OF BUSINESS 
ADMINISTRATION (MBA) 

 
 
 

für den Masterstudiengang 
 
 
 

INTERNATIONAL TRADE 
 
 

Beschluss des FBR des Fachbereiches 
Wirtschaft 

der Hochschule Anhalt (FH) vom 25.04.2007 
 
 
Aufgrund der §§ 77 Abs. 2 Nr. 1; 67 Abs. 3 Nr. 8 und 13 
Abs. 1 des Hochschulgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt vom 05. Mai 2004 (GVBl.LSA Nr. 25/2004, S. 256) 
wird die nachfolgende Prüfungsordnung genehmigt. 
 
 
 
Gliederung 
 
 
I. Allgemeiner Teil 
 
§   1 Zweck der Prüfungen und Ziel des Studiums 
§   2 Mastergrad 
§   3 Regelstudienzeit und Gliederung des Studiums 
§   4 Prüfungsausschuss 
§   5 Prüfungsamt 
§   6 Prüferinnen bzw. Prüfer und Beisitzerinnen bzw. 

Beisitzer 
 
 
II. Anrechnung von Studienzeiten, Prüfungs-
leistungen, Bewertung und Kreditierung von Prüfungs-
leistungen, Verfahrensvorschriften 
 
§   7 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und 

Prüfungsleistungen sowie Kreditierungen 
§   8 Anmeldung und Zulassung zu Prüfungen 
§   9 Arten der Prüfungsleistungen 
§ 10 Ablauf, Abbruch und Öffentlichkeit von Prüfun-

gen sowie Rücknahme von Prüfungsentschei-
dungen 

§ 11 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungs-
verstoß 

§ 12 Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der 
Modulnote 

§ 13 Wiederholung von Prüfungen 
§ 14 Urkunde, Zeugnis, Diploma Supplement und 

Bescheinigungen 

§ 15 Zusatzmodulprüfungen 
§ 16 Einstufungsprüfung 
§ 17 Ungültigkeit der Prüfung 
§ 18 Einsicht in die Prüfungsakten und Prüfungsun-

terlagen 
§ 19 Belastende Entscheidungen, Widerspruchsver-

fahren 
 
 
III. Masterprüfung 
 
§ 20 Bestandteile der Masterprüfung 
§ 21 Gesamtnote der Masterprüfung 
 
 
IV. Masterarbeit und Kolloquium 
 
§ 22 Zweck von Masterarbeit und Kolloquium 
§ 23 Thema und Bearbeitungsdauer 
§ 24 Meldung und Zulassung zur Masterarbeit 
§ 25 Besondere Forderungen an eine Masterarbeit 
§ 26 Bewertung der Masterarbeit 
§ 27 Kolloquium zur Masterarbeit 
§ 28 Wiederholung von Masterarbeit und Kolloquium 
 
 
V. Schlussbestimmungen 
 
§ 29 Übergangsregelungen 
§ 30 In-Kraft-Treten der Masterprüfungsordnung 
 
 
Anlagen 
 
Anlage 1: Masterurkunde 
Anlage 2: Zeugnis über die Masterprüfung 
Anlage 3: Bestandteile der Masterprüfung 
Anlage 4: Diploma Supplement 
 
 
 

I. 
Allgemeiner Teil 

 
 

§ 1 
Zweck der Prüfungen und Ziel des Studiums 

 
(1) Die Hochschulprüfung bildet den Abschluss des 

Studiums im Masterstudiengang International Trade. 
Durch sie soll festgestellt werden, ob die Studentin bzw. 
der Student die für den Übergang in die Berufspraxis 
notwendigen berufsfeldbezogenen Qualifikationen erwor-
ben hat, die wissenschaftlichen Grundlagen und fachlichen 
Zusammenhänge des Studienganges überblickt sowie die 
Fähigkeit besitzt, wissenschaftlich zu arbeiten, sich selbst-
ständig wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse 
auch fachübergreifend anzueignen und diese anzuwen-
den. Durch sie soll nachgewiesen werden, dass der Kan-
didat bzw. die Kandidatin in der Lage ist, wissenschaftliche 
Erkenntnisse im Disput in klarer Sprache mit modernen 
Mitteln überzeugend darzulegen.  

 
(2) Die Masterprüfung besteht aus Modulprüfungen 

(s. Anlage 3), der Masterarbeit und deren Kolloquium. 
Modulprüfungen setzen sich aus den Prüfungsleistungen 
in einem Modul zusammen; sie können auch aus nur einer 
Prüfungsleistung bestehen. Als Vorleistungen einer Mo-
dulprüfung können Leistungsnachweise nach Anlage 3 
gefordert werden. Durch einen Leistungsnachweis doku-
mentiert die Studentin bzw. der Student die erworbenen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten in einer für das 
Fach spezifischen Art und Weise, die in Abhängigkeit von 
der Art der durchgeführten Lehrveranstaltungen, der zur 
Verfügung stehenden Laborkapazitäten und der betreffen-
den Zahl der Studierenden von der Prüfenden bzw. dem 
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Prüfenden festgelegt wird. Die Festlegungen werden in der 
Regel spätestens zwei Wochen nach Semesterbeginn 
bekannt gegeben. Die Bewertung erfolgt mit „bestanden“ 
oder „nicht bestanden“. Modulprüfungen oder Teile davon 
enden grundsätzlich mit einer Note nach § 12 oder einem 
Leistungsnachweis.  
 

(3) In den Prüfungen soll festgestellt werden, ob die 
Kandidatin bzw. der Kandidat Inhalt und Methoden des 
Moduls in den wesentlichen Zusammenhängen beherrscht 
und die erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompe-
tenzen selbständig anwenden kann. 
 
 

§ 2 
Mastergrad 

 
Nach bestandener Masterprüfung verleiht der Fachbe-

reich Wirtschaft den Mastergrad 
 

Master of Business Administration 
(MBA). 

 
Darüber stellt die Hochschule Anhalt (FH) eine Urkunde 
mit dem Datum des Tages aus, an dem die letzte Prü-
fungsleistung erbracht worden ist. Im Übrigen gilt § 14. 
 
 

§ 3 
Regelstudienzeit und Gliederung des Studiums 

 
(1) Die Regelstudienzeit, in der das Studium abge-

schlossen werden kann, beträgt einschließlich der Master-
prüfung drei Semester. 
 

(2) Die Studienordnung und die Modulstruktur sind 
so gestaltet, dass die Studentin bzw. der Student die 
Masterprüfung in der Regel im 3. Fachsemester abschlie-
ßen kann. Die Prüfungen können auch vorzeitig abgelegt 
werden. 

 
(3) Im Pflicht- und Wahlpflichtbereich sind mindes-

tens 90 Credits nachzuweisen. 
 
 

§ 4 
Prüfungsausschuss 

 
(1) Für die Organisation der Prüfungen und zur 

Wahrnehmung und Einhaltung der durch diese Prüfungs-
ordnung zugewiesenen Aufgaben wird ein Prüfungsaus-
schuss eingesetzt. Der Fachbereichsrat bestellt die Vorsit-
zende bzw. den Vorsitzenden und die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses und benennt gleichzeitig deren ständi-
ge Vertreterinnen bzw. Vertreter. Dem Prüfungsausschuss 
gehören sechs Mitglieder an, und zwar vier Mitglieder der 
Gruppe der Professorinnen und Professoren, eine Mitar-
beiterin bzw. ein Mitarbeiter gemäß § 33 Abs. 1 Nr. 2 bis 3 
Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt und eine 
Studentin bzw. ein Student. Die bzw. der Vorsitzende und 
die bzw. der stellvertretende Vorsitzende gehören der 
Gruppe der Professorinnen und Professoren an. Das 
studentische Mitglied nimmt an der Bewertung und An-
rechnung von Studien- und Prüfungsleistungen nur bera-
tend teil. 
 

(2) Der Prüfungsausschuss berichtet regelmäßig 
dem Fachbereichsrat über die Entwicklung der Prüfungen 
und Studienzeiten und gibt Anregungen zur Reform dieser 
Prüfungsordnung und der Studienordnung; dabei ist dem 
Gesichtspunkt der Einhaltung der Regelstudienzeit und der 
Prüfungsfristen besondere Bedeutung beizumessen. Er 
behandelt Widerspruchsverfahren. 
 

(3) Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse 
mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; 

Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der Vorsitzenden 
bzw. des Vorsitzenden den Ausschlag. Der Prüfungsaus-
schuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mit-
glieder - darunter die bzw. der Vorsitzende oder die bzw. 
der stellvertretende Vorsitzende und eine weitere Profes-
sorin bzw. ein weiterer Professor - anwesend ist. Bei 
besonderer Eilbedürftigkeit kann im schriftlichen Verfahren 
entschieden werden. 

 
(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Prüfungsaus-

schusses beträgt vier Jahre, die des studentischen Mit-
gliedes ein Jahr. 
 

(5) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind 
nicht öffentlich. 
 

(6) Der Prüfungsausschuss gibt sich eine Ge-
schäftsordnung. Über die Sitzungen des Prüfungsaus-
schusses wird ein Protokoll geführt, in dem wesentliche 
Gegenstände der Erörterung und die Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses festzuhalten sind. 
 

(7) Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse auf die 
Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden und die stellvertreten-
de bzw. den stellvertretenden Vorsitzenden übertragen. 
Dies gilt nicht für Entscheidungen über Widersprüche und 
den Tätigkeitsbericht an den Fachbereichsrat. Die bzw. der 
Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungsaus-
schusses vor und führt sie aus. Sie bzw. er berichtet dem 
Prüfungsausschuss laufend über ihre bzw. seine Tätigkeit. 
 

(8) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben 
das Recht, an der Abnahme der Prüfungen als Beobachte-
rinnen bzw. Beobachter teilzunehmen. 
 

(9) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und 
deren ständige Vertreterinnen bzw. Vertreter unterliegen 
der Amtsverschwiegenheit. Sie sind durch die Vorsitzende 
bzw. den Vorsitzenden zur Amtsverschwiegenheit zu 
verpflichten, sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen. 
 
 

§ 5 
Prüfungsamt 

 
Die Geschäftsstelle des Prüfungsausschusses ist das 

Prüfungsamt. Der Leiterin bzw. dem Leiter obliegen alle 
organisatorischen Aufgaben der Vorbereitung und Regist-
rierung von Prüfungen und Prüfungsabschnitten. Die 
Leiterin bzw. der Leiter des Prüfungsamtes informiert den 
Prüfungsausschuss über die Einhaltung der Prüfungsfris-
ten, über die Einhaltung der Zulassungsbedingungen 
durch die Studierenden.  
 
 

§ 6 
Prüferinnen bzw. Prüfer und Beisitzerinnen 

bzw. Beisitzer 
 

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüferinnen 
bzw. die Prüfer und die Beisitzerinnen bzw. die Beisitzer. 
Als Prüferinnen bzw. Prüfer können Mitglieder und Ange-
hörige dieser oder einer anderen Hochschule sowie in der 
beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene Personen 
bestellt werden. Prüfer müssen zur selbständigen Lehre 
berechtigt sein. Das gilt auch dann, wenn die Befugnis nur 
für eine Teilprüfung erteilt wurde. Zu Beisitzerinnen bzw. 
Beisitzern dürfen nur Personen bestellt werden, die selbst 
mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder 
eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 
 

(2) Die Prüferinnen bzw. Prüfer sind in ihrer Prü-
fungstätigkeit unabhängig. 
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(3) Für mündliche Prüfungen sind mindestens zwei 
Personen nach Abs. 1 zu bestellen. Weiterhin gilt § 9 Abs. 
3. 
 

(4) Der Prüfungsausschuss stellt sicher, dass den 
Studierenden die Namen der Prüfer, Ort und Zeitpunkt der 
Prüfung nach Rahmensemesterplan der Hochschule 
Anhalt (FH) oder Modulplan des Fachbereiches bekannt 
gegeben werden. 
 

(5) Für die Prüferinnen bzw. Prüfer und Beisitzerin-
nen bzw. Beisitzer gilt § 4 Abs. 9 entsprechend. 
 
 
 

II. 
Anrechnung von Studienzeiten, Prüfungsleistungen, 
Bewertung und Kreditierung von Prüfungsleistungen, 

Verfahrensvorschriften 
 
 

§ 7 
Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prü-

fungsleistungen sowie Kreditierungen 
 

(1) Studienzeiten, Studienleistungen, Credits und 
Prüfungsleistungen im gleichen Studiengang an einer 
anderen Hochschule im Geltungsbereich des Hochschul-
rahmengesetzes  bzw. in dessen Rechtsnachfolge werden 
auf Antrag angerechnet.  
 

(2) Studienzeiten, Studienleistungen, Credits und 
Prüfungsleistungen in Studiengängen, die nicht unter Abs. 
1 fallen, werden auf Antrag angerechnet, soweit die 
Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten, Studien-
leistungen, Credits und Prüfungsleistungen, die an Hoch-
schulen außerhalb des Geltungsbereiches des Hochschul-
rahmengesetzes erbracht wurden, werden auf Antrag 
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. 
Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen, Credits und Prüfungsleistungen in 
Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen 
dieses Studienganges im Wesentlichen entsprechen. 
Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine 
Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. 
Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studienleistun-
gen, Credits und Prüfungsleistungen an ausländischen 
Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz und 
der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz-
vereinbarungen sowie Festlegungen im Rahmen von 
Hochschulpartnerschaften zu beachten. 

 
(3) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Studien-

leistungen, Credits und Prüfungsleistungen in staatlich 
anerkannten Fernstudiengängen gelten die Absätze 1 und 
2 entsprechend. 

 
(4) Zuständig für Anrechnungen nach den Absätzen 

1 bis 3 ist der Prüfungsausschuss. Vor Feststellungen über 
die Gleichwertigkeit sind zuständige Fachvertreterinnen 
bzw. Fachvertreter zu hören. Studienzeiten nach den 
Absätzen 1 bis 3 können auch vom Immatrikulationsamt 
der Hochschule Anhalt (FH) angerechnet werden. 
 

(5) Werden Studienleistungen und Prüfungsleistun-
gen angerechnet, sind die Noten - soweit die Notensyste-
me vergleichbar sind - zu übernehmen und in die Berech-
nung der Gesamtnote einzubeziehen. Gegebenenfalls 
erfolgt eine Umrechnung in das Notensystem nach § 12. 
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk 
„ausreichend“ bzw. 4,0 aufgenommen. 

 
(6) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 

1 bis 3 besteht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die 
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen, Credits 
und Prüfungsleistungen, die im Geltungsbereich des 

Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, erfolgt von 
Amts wegen. Die Studentin bzw. der Student hat die für 
die Anrechnung erforderlichen Unterlagen im Antragsver-
fahren vorzulegen. 

 
(7) In weiterbildenden Masterstudiengängen können 

beruflich erworbene Kompetenzen und Qualifikationen auf 
Antrag angerechnet werden, sofern sie nach Inhalt und 
Niveau den Anforderungen des Studiengangs entspre-
chen. Dabei ist eine Anrechnung von maximal 5 – 10 
Credits möglich. Module, in denen beruflich erworbene 
Kompetenzen und Qualifikationen angerechnet werden 
können, sind in der Studienordnung gekennzeichnet. Die 
Überprüfung der Gleichwertigkeit der Leistung erfolgt 
anhand eines durch den Studenten angefertigten Portfoli-
os. Die Anrechnung erfolgt durch den Prüfungsausschuss, 
der unter Beteiligung von Modulverantwortlichen entschei-
det. Ein Rechtsanspruch auf Anerkennung beruflich er-
worbener Kompetenzen und Qualifikationen besteht nicht.  

 
 

§ 8 
Anmeldung und Zulassung zu Prüfungen 

 
(1) Die Studierenden sollen die Prüfungen zum je-

weiligen Regelstudienzeitpunkt gemäß Anlage 3 dieser 
Ordnung ablegen, mit der Einschreibung bzw. Rückmel-
dung gelten sie zu den Prüfungen des Regelsemesters als 
angemeldet und zugelassen, sofern Pflicht- bzw. Wahl-
pflichtmodulprüfungen nicht an Zulassungsvoraussetzun-
gen (Prüfungsvorleistungen oder Leistungsnachweise) 
gemäß dieser Ordnung gebunden sind. Die Studierenden 
müssen sich zu den Prüfungen an- bzw. abmelden. An-
meldungen bzw. Abmeldungen sind bis 5. Kalendertage 
vor dem Prüfungstermin möglich. Bei fehlender Abmel-
dung gilt § 11 Absatz 1. An- und Abmeldungen erfolgen 
über das Server-Portal der Hochschule Anhalt (FH).  
 

(2) Sind Pflicht- bzw. Wahlpflichtmodulprüfungen an 
Zulassungsvoraussetzungen gebunden, gilt die Zulassung 
zur jeweiligen Prüfung als erteilt, wenn das positive Resul-
tat der Prüfungsvorleistung(en) im Prüfungsamt dokumen-
tiert ist. 
 
 

§ 9 
Arten der Prüfungsleistungen 

(1) Folgende Arten von Prüfungsleistungen sind 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 9 möglich: 
1. schriftliche Prüfung (Klausur, Abs. 2), 
2. mündliche Prüfung (Abs. 3), 
3. Hausarbeit (Absatz 4), 
4. Entwurf/Beleg (Absatz  5), 
5. Referat (Absatz 6), 
6. experimentelle Arbeit (Absatz 7), 
7. Projekte (Absatz 8), 
8. Präsentation und Kolloquium (Abs. 9). 
 

(2) In einer schriftlichen Prüfung (Klausur) sollen die 
Studierenden nachweisen, dass sie in begrenzter Zeit, mit 
begrenzten Hilfsmitteln und unter Aufsicht mit den geläufi-
gen Methoden des Faches ein Problem erkennen und 
Wege zu seiner Lösung finden können. Die Bearbeitungs-
zeit ist in der Anlage 3 geregelt. 
 

(3) Die mündliche Prüfung findet vor der Prüfungs-
gruppe gemäß § 6(1) und (3) als Einzel- oder Gruppenprü-
fung für bis zu drei Studierende gleichzeitig statt. In einer 
mündlichen Prüfung soll die Kandidatin bzw. der Kandidat 
nachweisen, dass sie bzw. er die Zusammenhänge des 
Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in 
diese Zusammenhänge einzuordnen vermag. Die Beisitze-
rin bzw. der Beisitzer sind vor der Notenfestsetzung zu 
hören. Der Beisitzerin bzw. dem Beisitzer obliegen im 
Wesentlichen eine Kontrollfunktion für den ordnungsge-
mäßen Ablauf der mündlichen Prüfung und die Protokoll-
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führung. Die wesentlichen Gegenstände der Prüfung und 
die Bewertung der Prüfungsleistung sind in einem Proto-
koll festzuhalten. Es ist von den Prüfenden zu unterschrei-
ben. Die Dauer der mündlichen Prüfung ist nach Anlage 3 
geregelt. Das Ergebnis der Prüfung ist der Kandidatin bzw. 
dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung 
bekannt zu geben. 
 

(4) Eine Hausarbeit ist eine selbständige schriftliche 
Bearbeitung einer fachspezifischen oder modulübergrei-
fenden Aufgabenstellung, die an einem von der Prüferin 
bzw. dem Prüfer festgelegten Termin in einer für wissen-
schaftliche Arbeiten üblichen Form abzugeben ist. Die 
selbstständige Bearbeitung ist zu bekunden. 
 

(5) Ein Entwurf/Beleg umfasst die Bearbeitung einer 
fachspezifischen oder modulübergreifenden Aufgabenstel-
lung in konzeptioneller, konstruktiver und/oder künstleri-
scher Hinsicht unter besonderer Berücksichtigung planeri-
scher Aspekte. Ein Beleg kann auch als Leistungsnach-
weis für die Beherrschung von Arbeitsmitteln, Technolo-
gien o. ä. angefertigt werden. Die Studierenden stellen 
dann unter Beweis, dass sie die vorgenannten Instrumen-
tarien zur Lösung spezifischer Aufgaben des Fachgebietes 
einsetzen können. 
 

(6) Ein Referat umfasst eine eigenständige Ausei-
nandersetzung mit einem Problem unter Auswertung 
einschlägiger Literatur und die inhaltliche Darstellung und 
die Vermittlung der Ergebnisse im mündlichen Vortrag 
sowie in einer anschließenden Diskussion. 
 

(7) Eine experimentelle Arbeit umfasst die theoreti-
sche Vorbereitung, den Aufbau und die Durchführung 
eines Experimentes sowie die schriftliche Darstellung der 
Arbeitsschritte, des Versuchsablaufes, der Ergebnisse des 
Experimentes und deren kritische Wertung. 
 

(8) Projekte sind praxisbezogene Arbeiten, die in 
seminaristischer Form unter Betreuung von Püfungsbefug-
ten sowie zusätzlich durch selbst organisiertes Arbeiten 
der Projektgruppe und selbstständige Beiträge der einzel-
nen Mitglieder der Projektgruppe durchgeführt werden. Die 
Ergebnisse werden gemeinsam in einem Projektbericht 
dargestellt und verteidigt. 
 

(9) Bei der Prüfungsform Präsentation und Kolloqu-
ium wird das Kolloquium als mündliche Prüfung durchge-
führt und mit der Präsentation gemeinsam bewertet. In 
dem Kolloquium soll die Kandidatin bzw. der Kandidat ihre 
bzw. seine Entwurfsarbeiten erläutern und verteidigen oder 
ihre bzw. seine Kenntnisse in dem Prüfungsfach nachwei-
sen. 
 

(10)  Der Rahmensemesterplan der Hochschule An-
halt (FH) bzw. der Modulplan des Fachbereiches legt die 
Zeiträume für die Abnahme der mündlichen Prüfungen, 
Hausarbeiten, Belege und Klausuren fest. Bei anderen 
Prüfungsarten nach Abs. 1 legt die Lehrperson den Zeit-
punkt fest. Das Prüfungsamt ist darüber zu informieren. 
Von dem Rahmenprüfungszeitraum ist nur in begründeten 
Fällen abzuweichen. Dies gilt nicht für das Masterverfah-
ren. 
 

(11) Macht die Studentin bzw. der Student durch ärzt-
liches Zeugnis glaubhaft, dass sie bzw. er wegen länger 
andauernder Krankheit oder ständiger Behinderung nicht 
in der Lage ist, die Prüfungsleistung ganz oder teilweise in 
der vorgeschriebenen Form abzulegen, ist ihr bzw. ihm 
durch den Prüfungsausschuss zu ermöglichen, gleichwer-
tige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbrin-
gen. Anträge sind von der Kandidatin bzw. dem Kandida-
ten an den Prüfungsausschuss zu stellen. 
 

(12)  Geeignete Arten von Prüfungsleistungen kön-
nen auch in Form einer Gruppenarbeit auf Antrag der 

Prüfer durch den Prüfungsausschuss zugelassen werden. 
Der als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag der bzw. 
des Einzelnen muss die an die Prüfung zu stellenden 
Anforderungen erfüllen sowie als individuelle Prüfungsleis-
tung auf Grund der Angabe von eigenständig erarbeiteten 
Abschnitten oder anderen objektiven Kriterien deutlich 
abgrenzbar und für sich bewertbar sein. Die Gruppe soll in 
der Regel nicht mehr als drei Personen umfassen. 
 

(13) Bei Projekten können Prüfungsbefugte von den 
Festlegungen nach Abs. 12 Satz 3 Abweichendes bestim-
men. 

 
(14) Prüfungsleistungen sind nach Vorgabe durch 

den Prüfenden in englischer und/oder deutscher Sprache 
abzuleisten. 
 
 

§ 10 
Ablauf, Abbruch und Öffentlichkeit von Prüfungen 
sowie Rücknahme von Prüfungsentscheidungen 

 
(1) Vor Beginn der Prüfung überzeugen sich die 

Prüfungsbefugten durch Befragung vom ausreichenden 
Gesundheitszustand jedes Prüfungsteilnehmers. Wenn der 
Gesundheitszustand eine Prüfung nicht zulässt, besteht 
ein Prüfungsanspruch erst im folgenden Semester. 
 

(2) Studierende, die sich demnächst der gleichen 
Prüfung unterziehen wollen sowie andere Mitglieder der 
Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse gel-
tend machen, sind einzeln als Zuhörer bei mündlichen 
Prüfungen (§ 9 Abs. 3) zuzulassen. Dies erstreckt sich 
nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungser-
gebnisses an die Teilnehmer. 
 

(3) Auf Antrag der zu Prüfenden sind Zuhörer nach 
Abs. 2 Satz 1 auszuschließen. 
 

(4) Die Öffentlichkeit kann wegen Beeinträchtigung 
der Prüfung bis zu deren Abschluss ausgeschlossen 
werden. Über den Ausschluss entscheidet die Prüfungs-
gruppe. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind 
nicht Öffentlichkeit im vorstehenden Sinne. 
 

(5) Die Prüfungsgruppe kann auch während der 
Prüfung den Abbruch ohne Ergebnis verfügen, wenn dies 
der körperliche bzw. psychische Zustand des Prüfungsteil-
nehmers erfordert. Wenn erst nach Abschluss der Prüfung 
bzw. nach Verkündung der Bewertung Bedenken betreffs 
des Gesundheitszustandes bekannt werden und durch 
Attest belegt sind, können die Prüfer Antrag auf Rücknah-
me der Prüfungsentscheidung an den Prüfungsausschuss 
stellen. Der Prüfungsausschuss legt einen neuen Termin 
fest. 
 
 

§ 11 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

 
(1) Eine Prüfungsleistung gilt als abgelegt und mit 

„nicht bestanden“ bewertet, wenn die bzw. der Studierende 
ohne vom Prüfungsausschuss akzeptierte Gründe 
- Zu einer angemeldeten Prüfung nicht erscheint, 
- nach Beginn der Prüfung von der Prüfung zurücktritt, 
- eine schriftliche Prüfung oder eine Prüfung nach § 9 

Abs.1 Punkte 3 bis 8 nicht innerhalb der vorgegebe-
nen Bearbeitungszeit erbringt. 

 
(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis gel-

tend gemachten Gründe (s. Abs. 1) müssen dem Prü-
fungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und 
glaubhaft gemacht werden, anderenfalls erfolgt eine Be-
wertung entsprechend Abs. 1. Werden die Gründe aner-
kannt, so wird vom Prüfungsausschuss ein neuer Termin 
anberaumt. 

Amtliches Mitteilungsblatt der Hochschule Anhalt (FH) Nr. 28/2008 vom 07.07.2008

28



 
(3) Versucht die Studentin bzw. der Student das Er-

gebnis der Prüfungsleistung durch Täuschung (z.B. Plagia-
te, unkorrekte Zitierweise usw.) oder Benutzung nicht 
zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffen-
de Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 
Dies gilt auch dann, wenn die Tatsache erst nach der 
Prüfung bzw. nach der Übergabe des Zeugnisses bekannt 
wird. Die Feststellung wird von Prüfungsbefugten oder 
Aufsichtsführenden getroffen und aktenkundig gemacht. 
Studentinnen bzw. Studenten, die sich eines Verstoßes 
gegen die Ordnung der Prüfung schuldig gemacht haben, 
können durch Prüfungsbefugte bzw. Aufsichtsführende 
von der Fortsetzung der betreffenden Prüfungsleistung 
ausgeschlossen werden; in diesem Falle gilt die betreffen-
de Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 
Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu ma-
chen. Ansonsten gelten § 14 und § 17. 
 

(4) Geringfügige Mängel in der äußeren Form der 
Prüfungsleistung, wie schreibtechnische Mängel u. ä. 
gelten nicht als Ordnungsverstoß. Sie können Einfluss auf 
die Bewertung haben, nicht aber für sich zur Bewertung 
mit „nicht bestanden“ führen. Gravierende Abweichungen 
wie Schwerlesbarkeit oder Unleserlichkeit von Textteilen, 
Nichteinhaltung gültiger Normen für die Gestaltung wis-
senschaftlicher Ausarbeitungen, Wahl nicht zugelassener 
Textträger u. a., können zur Nichtannahme der Arbeit 
durch Prüfungsbefugte führen. Die Nichtannahme ist mit 
einer Frist von vier Wochen nach Abgabetermin aktenkun-
dig zu machen. 

 
 

§ 12 
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung 

der Modulnote 
 

(1) Die einzelne Prüfungsleistung wird von den Prü-
fern bei mündlichen Prüfungen unmittelbar nach Feststel-
lung der Bewertung, bei schriftlichen Prüfungen in der 
Regel innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Semes-
terbeginn bei Prüfungen nach Rahmensemesterplan bzw. 
vier Wochen nach Ende des Modulblockes durch Aushang 
im Prüfungsamt des Fachbereiches unter Beachtung des 
Datenschutzes bekannt gegeben. 

 
(2) Für die Bewertung sind folgende Noten zu ver-

wenden: 

1,0; 
1,3 

für „sehr 
gut“ 

- eine hervorragende Leistung, 

1,7; 
2,0; 
2,3 

für „gut“ - eine erheblich über den durch-
schnittlichen Anforderungen lie-
gende Leistung, 

2,7;  
3,0; 
3,3 

für „befrie-
digend“ 

- eine Leistung, die in jeder Hin-
sicht durchschnittlichen Anforde-
rungen entspricht, 

3,7; 
4,0  

für „aus-
reichend“ 

- eine Leistung, die trotz ihrer 
Mängel den Mindestanforderun-
gen entspricht, 

5,0  für „nicht 
bestan-
den“ 

- eine Leistung, die wegen erhebli-
cher Mängel den Anforderungen 
nicht mehr genügt. 

 
(3) Die Prüfung ist bestanden, wenn sie mit mindes-

tens „ausreichend“ bewertet wurde. Wird die Prüfungsleis-
tung von zwei oder mehr Prüferinnen bzw. Prüfern bewer-
tet, ist sie bestanden, wenn alle die Leistung mit mindes-
tens „ausreichend“ 4,0 bewerten. Wird die Prüfungsleis-
tung von zwei oder mehr als zwei Prüferinnen bzw. Prüfern 
bewertet, errechnet sich die Note der Prüfungsleistung aus 
dem Durchschnitt der Einzelnoten. Setzt sich die Prüfung 
aus mehreren Teilprüfungen zusammen, sind sie gewich-
tet zu werten und ggf. zu erbringende Leistungsnachweise 
einzubeziehen. 

 
(4) Die Note lautet bei einem Durchschnitt: 

bis 1,5  sehr gut, 
über  1,5 bis 2,5 gut, 
über  2,5 bis 3,5 befriedigend, 
über  3,5 bis 4,0 ausreichend, 
über  4,0  nicht bestanden. 
 

(5) Bei der Bildung der Fachnote wird nur die erste 
Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weite-
ren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 
 
 

§ 13 
Wiederholung von Prüfungen 

 
(1) Nicht bestandene Prüfungen können mit Aus-

nahme von Masterarbeit und deren Kolloquium (s. Ab-
schnitt IV) zweimal wiederholt werden. Eine zweite Wie-
derholungsprüfung ist grundsätzlich von 2. Prüfern gemäß 
§ 6 Absatz 1 zu bewerten.  
 

(2) Die Wiederholung einer bestandenen Teil- bzw. 
Modulprüfung oder eines bestandenen Leistungsnachwei-
ses ist nicht zulässig.  

 
(3) Die Art der Prüfungen nach § 9 Abs. 1 wird bei 

Wiederholungen in der Regel nicht geändert. 
 

(4) In demselben Studiengang an einer Fachhoch-
schule erfolglos unternommene Versuche, eine Prüfung 
abzulegen, werden auf die Wiederholungsmöglichkeiten 
nach Abs. 1 angerechnet. 

 
(5) Wird die Abschlussprüfung (§ 22) bis zum jewei-

ligen Regelstudiensemester (s. Anl. 3) unternommen, gilt 
diese Prüfung im Falle des Nichtbestehens als nicht abge-
legt (Freiversuch). 
 
 

§ 14 
Urkunde, Zeugnis, Diploma Supplement und 

Bescheinigungen 
 

(1) Über die bestandene Masterprüfung ist der bzw. 
dem Studierenden ein Zeugnis nach Anlage 2 in deutscher 
und englischer Sprache auszustellen. Das Zeugnis der 
Masterprüfung bedarf eines Antrages. Das Zeugnis enthält 
alle Bewertungen nach Anlage 3 sowie die erreichten 
Credits. Diploma Supplement (s. Anlage 4), Urkunde (s. 
Anlage 1) und Zeugnis (s. Anlage 2) werden von der bzw. 
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und der 
Dekanin bzw. dem Dekan unterzeichnet. Mit dem Zeugnis 
der Masterprüfung werden gleichzeitig ein Diploma Supp-
lement sowie die Urkunde zur Verleihung des Mastergra-
des überreicht. Zeugnis und Diploma Supplement erhalten 
das Datum nach § 2. 
 

(2) Ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden 
oder gilt sie als nicht bestanden, so erteilt das Immatrikula-
tionsamt hierüber einen schriftlichen Bescheid. Der Be-
scheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
 

(3) Verlässt die Studentin bzw. der Student die 
Hochschule oder wechselt den Studiengang, so wird ihr 
bzw. ihm auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, wel-
che die erbrachten Prüfungs- und Studienleistungen und 
deren Bewertung enthält. 
 

(4) Ein unrechtmäßiges Prüfungszeugnis ist einzu-
ziehen und durch ein rechtmäßiges Zeugnis oder eine 
Bescheinigung nach Abs. 3 zu ersetzen. 
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§ 15 
Zusatzmodulprüfungen 

 
(1) Studierende können sich in weiteren als den in 

Anlage 3 vorgeschriebenen Modulen einer Zusatzmodul-
prüfung unterziehen. 
 

(2) Die Ergebnisse der Zusatzmodulprüfungen aus 
Masterstudiengängen werden auf Antrag in das entspre-
chende Masterzeugnis aufgenommen, jedoch bei der 
Festsetzung des Gesamtergebnisses nicht berücksichtigt. 
 
 

§ 16 
Einstufungsprüfung 

 
Eine Einstufungsprüfung nach Hochschulgesetz des 

Landes Sachsen-Anhalt ist nicht vorgesehen. 
 
 

§ 17 
Ungültigkeit der Prüfung 

 
Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu ei-

ner Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die Studentin bzw. der 
Student hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache 
erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so 
wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung ge-
heilt. Wurde die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, 
so entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Sach-
sen-Anhalt über die Rechtsfolgen. Dem Betroffenen ist vor 
einer Entscheidung Gelegenheit zur Erörterung der Ange-
legenheit mit dem Prüfungsausschuss zu geben. 
 
 

§ 18 
Einsicht in die Prüfungsakten und Prüfungsunterlagen 
 

(1) Den Studierenden wird nach Abschluss jeder 
Modulprüfung oder Teilprüfung der Masterprüfung auf 
Antrag Einsicht in ihre schriftlichen Prüfungsarbeiten ein-
schließlich der darauf notierten Bemerkungen der Prüfe-
rinnen bzw. Prüfer gewährt. Die 1. Prüferin bzw. der 1. 
Prüfer bestimmt den jeweiligen Ort der Einsichtnahme. 
 

(2) Spätestens drei Monate nach Aushändigung des 
Masterzeugnisses kann der Antrag auf Einsicht in die 
Prüfungsakten an den Prüfungsausschuss gestellt werden. 
Die bzw. der Vorsitzende bestimmt Ort und Zeit der Ein-
sichtnahme. 
 
 

§ 19 
Belastende Entscheidungen, Widerspruchsverfahren 

 
(1) Eine belastende (ablehnende) Entscheidung, 

insbesondere in Anwendung der §§ 7, 8, 10, 11, 12, 13, 
14, 15, 17, 18, 21, 23, 24, 27 und 28 dieser Prüfungsord-
nung ist schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung zu versehen und bekannt zu geben. Gegen die 
Entscheidungen kann in einer Frist von einem Monat nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Prüfungsausschuss 
eingelegt werden. 
 

(2) Über den Widerspruch entscheidet der Prü-
fungsausschuss. Soweit sich der Widerspruch gegen eine 
Bewertung richtet, entscheidet der Prüfungsausschuss 
nach Überprüfung gemäß Abs.3. 

 
 
(3) Soweit sich der Widerspruch gegen eine Bewer-

tung richtet, leitet der Prüfungsausschuss den Wider-
spruch an die 1. Prüferin bzw. den 1. Prüfer zur Überprü-
fung weiter. Wird die Bewertung antragsgemäß geändert, 
so hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. 

Anderenfalls überprüft der Prüfungsausschuss die Ent-
scheidung nur darauf, ob: 
1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt 

worden ist, 
2. Prüfungssachverhalte korrekt wiedergegeben wurden, 
3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze beachtet 

worden sind, 
4. die Bewertung nicht von sachfremden Erwägungen 

beeinflusst war. 
 

(4) Über den Widerspruch soll in angemessener 
Frist entschieden werden. Soweit dem Widerspruch nicht 
abgeholfen wird, ist der Bescheid zu begründen und mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und zuzustel-
len. 
 
 
 

III. 
Masterprüfung 

 
 

§ 20 
Bestandteile der Masterprüfung 

 
Bestandteile der Masterprüfung sind: 

1. die Masterarbeit, 
2. das Kolloquium zur Masterarbeit, 
3. die Modulprüfungen (s. Anlage 3), 
4. die Prüfungsvorleistungen gemäß Anlage 3. 
 
 

§ 21 
Gesamtnote der Masterprüfung 

 
(1) Es wird das arithmetische Mittel der Pflicht- und 

Wahlpflichtmodulprüfungsnoten nach Anlage 3 mit einer 
Dezimalstelle nach § 12 Abs. 5 ermittelt. Die Gesamtnote 
der Masterprüfung ergibt sich als das 0,7-Fache der Note 
nach Satz 1, dem 0,25-Fachen der Note der Masterarbeit 
und dem 0,05-Fachen der Kolloquiumsleistung. Die Ge-
samtnote wird mit einer Dezimalstelle entsprechend § 12 
Abs. 5 gebildet. 
 

(2) Ergänzend wird eine ECTS-Note ausgewiesen: 
A die besten  10 % 
B die nächsten  25 % 
C die nächsten  30 % 
D die nächsten  25 % 
E die nächsten  10 %. 
Die Mindestbezugsgröße dieser Skalierung sind i.d.R. die 
zeitlich letzten 50 Absolventinnen und Absolventen dieses 
Studienganges. 
 

(3) Sofern noch keine 50 Absolventinnen oder Ab-
solventen in diesem Studiengang vorhanden sind, wird die 
ECTS-Note an Hand des folgenden numerischen Systems 
ausgewiesen: 
A bis  1,3 
B über  1,3 bis 2,0 
C über  2,0 bis 3,0 
D über  3,0 bis 3,7 
E über  3,7 bis 4,0. 
 
 
 

IV. 
Masterarbeit und Kolloquium 

 
 

§ 22 
Zweck von Masterarbeit und Kolloquium 

 
(1) Das Masterarbeitskolloquium ist der fachliche 

Höhepunkt des Studiums und stellt dessen Abschluss dar. 
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(2) Im Kolloquium zur Masterarbeit beweist die Stu-
dentin bzw. der Student, dass sie bzw. er in der Lage ist, 
wissenschaftliche Erkenntnisse und eigene Ergebnisse in 
Vortragsform unterstützt mit modernen Mitteln vorzutragen 
und in einem wissenschaftlichen Disput inhaltlich und 
methodisch überzeugend darzustellen. 

 
(3) Die Masterarbeit soll zeigen, dass die Studentin 

bzw. der Student in der Lage ist, ein Problem innerhalb 
einer vorgegebenen Zeit selbständig zu bearbeiten, wis-
senschaftliche Erkenntnisse anzuwenden, die fachlich 
komplexe Zusammenhänge zu überblicken und die ge-
wonnenen Erkenntnisse überzeugend, eindeutig, in ange-
messener Sprache und in übersichtlicher Form darzustel-
len sowie Methoden und soziale Kompetenzen nachzu-
weisen. 
 
 

§ 23 
Thema und Bearbeitungsdauer 

 
(1) Das Thema ist in deutscher oder englischer 

Sprache durch die Prüferin bzw. den Prüfer nach Anhö-
rung der Studentin bzw. des Studenten auszugeben und 
zu betreuen. Die Vergabe des Themas ist beim Prüfungs-
amt aktenkundig zu machen. Mindestens ein Prüfer muss 
Angehöriger der Hochschule Anhalt (FH) sein.  
 

(2) Die Masterarbeit ist von der Professorin bzw. 
dem Professor oder durch Lehrbeauftragte, die das Thema 
stellen, im Rahmen des Lehrauftrages zu betreuen. 
 

(3) Das Thema der Masterarbeit ist so zu stellen, 
dass die Bearbeitungsdauer in einer Frist von 18 Wochen 
eingehalten werden kann. Das Thema kann innerhalb von 
vier Wochen einmal ohne Angabe von Gründen zurückge-
geben werden. Das Thema wird in dem Fall innerhalb 
weiterer vier Wochen ohne Anrechnung der vorherigen 
Bearbeitungszeit neu ausgegeben. In begründeten Aus-
nahmefällen kann der Prüfungsausschuss nach Anhörung 
der Prüfer die Bearbeitungszeit um eine Frist von acht 
Wochen verlängern. 
 

(4) Gleichzeitig mit der Übergabe des Themas an 
die Studentin bzw. den Studenten sind durch den Prü-
fungsausschuss die Prüfer sowie die oder der Vorsitzende 
der Masterprüfungskommission zu bestellen, der Abgabe-
termin festzulegen und der Studentin bzw. dem Studenten 
schriftlich bekannt zu geben. Die oder der Vorsitzende der 
Masterprüfungskommission muss eine Professorin oder 
ein Professor der Hochschule Anhalt (FH) sein. 
 

(5) Die Masterarbeit kann auch in Form einer Grup-
penarbeit von maximal drei Studierenden zugelassen 
werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende 
Beitrag der bzw. des Einzelnen aufgrund der Angabe von 
Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Krite-
rien, die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich 
unterscheidbar und bewertbar ist und den Anforderungen 
nach § 22 Abs. 3 und § 25 Abs. 1 genügt. 
 
 

§ 24 
Meldung und Zulassung zur Masterarbeit 

 
(1) Der Antrag auf Zulassung zur Masterarbeit ist an 

den Prüfungsausschuss zu stellen. Die Zulassung ist zu 
versagen, wenn Prüfungen des 1. Fachsemesters gemäß 
Anlage 3 noch nicht bestanden sind. 
 

(2) Der Prüfungsausschuss spricht die Zulassung 
aus und bestätigt das Thema entsprechend § 23.  

§ 25 
Besondere Forderungen an eine Masterarbeit 

 
(1) Die Masterarbeit ist mit einer Erklärung darüber 

zu versehen, dass die Arbeit selbständig verfasst, in glei-
cher oder ähnlicher Fassung noch nicht in einem anderen 
Studiengang als Prüfungsleistung vorgelegt wurde und 
keine anderen als die angegebenen Hilfsmittel und Quel-
len, einschließlich der angegebenen oder beschriebenen 
Software, verwendet werden. Diese Erklärung ist von allen 
beteiligten Autorinnen und Autoren zu unterzeichnen. 

 
(2) Die Masterarbeit ist fristgemäß, in für wissen-

schaftliche Veröffentlichungen üblicher Form dreifach im 
Prüfungsamt einzureichen. Außerdem ist eine deutsch-
sprachige bibliographische Zusammenfassung abzugeben. 
Die Abgabe der Arbeit kann auch in digitaler Form auf 
Datenträger gefordert werden. Festlegungen hierzu sind 
mit der Themenvergabe gemäß § 23 zu treffen. 

 
(3) Der Abgabezeitpunkt ist im Prüfungsamt akten-

kundig zu machen.  
 
 

§ 26 
Bewertung der Masterarbeit 

 
(1) Zur Bewertung der Masterarbeit sind zwei Gut-

achten notwendig. Mindestens ein Gutachten soll dabei 
von einer Professorin oder einem Professor bzw. Lehrbe-
auftragten der Hochschule Anhalt erstellt worden sein. 
Gutachten sind in der Regel innerhalb von vier Wochen zu 
erstellen. 

 
(2) Bewertet ein Gutachten die Arbeit mit „nicht be-

standen“, aber das zweite Gutachten positiv, so ist ein 
weiteres Gutachten vom Prüfungsausschuss zu bestellen. 
Die endgültige Bewertung ergibt sich aus dem arithmeti-
schen Mittel der Einzelnoten aller drei Gutachten, es gilt § 
12 Absatz 2. 

 
(3) Wird die Masterarbeit ohne einen vom Prü-

fungsamt anerkannten Grund nicht fristgemäß abgeliefert, 
gilt sie als mit „nicht bestanden“ bewertet. 

 
(4) Für die Bewertung gilt ansonsten § 12. 

 
 

§ 27 
Kolloquium zur Masterarbeit 

 
(1) Voraussetzung für die Zulassung zum Kolloqu-

ium ist das Vorliegen von mindestens zwei positiven Gut-
achten zur Masterarbeit und der Nachweis aller nach § 20 
Punkte 3 und 4 geforderten Leistungen. 

 
(2) Das Kolloquium ist in der Regel öffentlich. Die 

Nichtöffentlichkeit ist vom Prüfungsausschuss zu verfügen. 
 

(3) Am Tage des Masterkolloquiums kann die bzw. 
der Vorsitzende der Masterprüfungskommission die Kom-
mission auf maximal fünf Mitglieder vervollständigen. Die 
Kommission besteht aus der bzw. dem Vorsitzenden und 
mindestens noch einer Prüferin bzw. noch einem Prüfer. 
Wurden drei Gutachten bestellt, gehören alle drei Gutach-
terinnen und Gutachter zur Masterprüfungskommission. 
Die Kommission ist zu Beginn des Kolloquiums bekannt zu 
geben. Die oder der Vorsitzende bestimmt die Dauer des 
Masterarbeitskolloquiums. Sie soll 90 Minuten nicht über-
schreiten. Das Kolloquium besteht aus dem Referat der 
Autorin bzw. des Autors, eventuell auch aller Autorinnen 
bzw. Autoren, und der Diskussion. 

 
(4) Jedes Kommissionsmitglied vergibt eine Kollo-

quiumsnote nach § 12 Abs. 2. Die Gesamtnote des Mas-
terkolloquiums ergibt sich als arithmetisches Mittel der 
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Noten der Kommissionsmitglieder, die nach § 12 Absätze 
3, 4 und 5 gebildet und protokolliert wird. Die Gesamtnote 
des Masterkolloquiums ist nach § 12 Abs. 5 durch die bzw. 
den Vorsitzenden zu verkünden. 
 
 

§ 28 
Wiederholung von Masterarbeit und Kolloquium 

 
(1) Die Masterarbeit kann, wenn sie mit „nicht be-

standen“ bewertet wurde oder als mit „nicht bestanden“ 
bewertet gilt, einmal wiederholt werden; eine zweite Wie-
derholung ist ausgeschlossen. Eine Rückgabe des The-
mas bei der Wiederholung der Masterarbeit ist jedoch nur 
zulässig, wenn von dieser Möglichkeit nicht bei der ersten 
Masterarbeit Gebrauch gemacht wurde. Das neue Thema 
der Masterarbeit wird in angemessener Frist ausgegeben. 
Versäumt die Studentin bzw. der Student, innerhalb von 
vier Wochen nach Bekanntgabe der Note 5 ein neues 
Thema zu beantragen, erlischt der Prüfungsanspruch, es 
sei denn, dass die Kandidatin bzw. der Kandidat das 
Fristversäumnis nicht zu vertreten hat. 

 
(2) Das Kolloquium kann, wenn es mit „nicht be-

standen“ bewertet wurde oder als mit „nicht bestanden“ 
bewertet gilt, einmal wiederholt werden; eine zweite Wie-
derholung ist ausgeschlossen. Ansonsten gilt Abs. 1 Satz 
4 entsprechend. 

 
(3) § 13 Abs. 4 gilt entsprechend. 

 
 

 
V. 

Schlussbestimmungen 
 
 

§ 29 
Übergangsregelungen 

 
Diese Prüfungsordnung ist für alle Studierenden, die 

ab dem 01.10.2007 in den Studiengang MBA International 
Trade immatrikuliert wurden, gültig. Studierende, die vor 
dem 01.10.2007 in den Studiengang MBA International 
Trade immatrikuliert waren, können durch schriftliche 
Erklärung an den Prüfungsausschuss beantragen, nach 
dieser Prüfungsordnung zu studieren.  
 
 

§ 30 
In-Kraft-Treten der Masterprüfungsordnung 

 
(1) Diese Masterprüfungsordnung tritt nach ihrer 

Genehmigung durch den Präsidenten der Hochschule 
Anhalt (FH) am Tage nach ihrer Bekanntmachung im 
"Amtlichen Mitteilungsblatt der Hochschule Anhalt (FH)" in 
Kraft. 
 

(2) Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des 
Fachbereichsrates des Fachbereiches Wirtschaft vom 
25.04.2007 und des Senates der Hochschule Anhalt (FH) 
vom 27.06.2007 und der Genehmigung durch den Präsi-
denten der Hochschule Anhalt (FH) vom 24.06.2008. 
 

(3) Veröffentlicht in „Amtliches Mitteilungsblatt der 
Hochschule Anhalt (FH)“ Nr. 28/2008 am 07.07.2008. 
 
Köthen, den 24.06.2008 
 
 
 
 
 
Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Orzessek 
Präsident der Hochschule Anhalt (FH) 
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 Bernburg    Anlage 1 
 Dessau 
 Köthen 
 

  
 

Hochschule Anhalt (FH) 
 Anhalt University of Applied Sciences 
 

 

 Masterurkunde 
 Master´s Degree Certificate 
 
<Name, Vorname> 
 

Nachname (surname), Vorname (first name) 

 
TT. MM. JJJJ, Ort 
 

Geburtsdatum (date of birth), Geburts0rt (place of birth) 
 

Die Hochschule Anhalt (FH) 
 Fachbereich  
 Wirtschaft 

 
 verleiht aufgrund der  
 bestandenen Masterprüfung im Studiengang 
 
 International Trade 
 
 den Mastergrad 
 Master of Business Administration (MBA). 
 
 
 Anhalt University of Applied Sciences, 
 Department of  
 Economics 
  
 has awarded the academic degree 
 Master of Business Administration (MBA) 
 
 after the successful completion of examinations 
 following a course in 
  
 International Trade 
 
 Ort, TT. MM. JJJJ 

 
                   ( S i e g e l ) 

 
 

Dekan Prof. Dr. Vorname Name 
Dean 
 
 

 
 

Vorsitzender d. Prüfungsausschusses Prof. Dr. Vorname Name 
Chair of the Examinations Committee 
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Bernburg    Anlage 2 
 Dessau 
 Köthen 

  
 

Hochschule Anhalt (FH) 
 Anhalt University of Applied Sciences 
 
 

Zeugnis über die Masterprüfung 
Certificate of Examination for a  
Master´s Degree 

<Name, Vorname> 
 

Nachname (surname), Vorname (first name) 
 
TT. MM. JJJJ, Ort 
 

Geburtsdatum (date of birth), Geburtsort (place of birth) 
 

hat im Fachbereich 
 

 Fachbereich Wirtschaft   

 die Masterprüfung im Studiengang 
 

 Masterstudiengang International Trade 
 

  
 bestanden. 
 
 
 has passed all examinations on the Master’s 
 Programme 
 

 MBA International Trade 
 
 in the Department of 
 Economics 
  
 Gesamtnote der Masterprüfung X,y 
 Final Grade of Examination for a Master’s Degree   

 Credits     CCC   

 ECTS     A…E 
  
 Ort, TT. MM. JJJJ 

 
                   ( S i e g e l ) 

 
 

 

Dekan Prof. Dr. Vorname Name 
Dean 
 
 

 
 

Vorsitzender d. Prüfungsausschusses Prof. Dr. Vorname Name 
Chair of the Examinations Committee 
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Pflichtmodule  Credits Noten 
Compulsory Subjects Credits Grades 
 
PM 1 C  X,y 
CS 1 
. 
. 
. 
PM n C  X,y 
CS n 
 
 
 

Wahlpflichtmodule 
Electives 
 
WPM 1 C  X,y 
ECS 1 
. 
. 
. 
PM n C  X,y 
ECS n 
 
 
 
 
 
Thema der Masterarbeit: 
Subject of the Master Thesis: 
 
 
 
Kolloquium C  X,y 
Colloquium 
 
Masterarbeit C  X,y 
Master Thesis 
 
 
 
 
 
 

Zusatzmodule 
Additional Subjects 
 
ZM 1 C  X,y 
AS 1 
. 
ZM n C  X,y 
AS n 
 
 
Grading scale: very good (up to 1,5); good (1,6 - 2,5); 
sufficient (2,6 - 3,5); adequate (3,6 - 4,0) 
 

teilgenommen = passed 
 

ECTS: A (up to 1,3); B (1,4 - 2,0); C (2,1 - 3,0); D (3,1 - 
3,7); E (3,8 - 4,0) 

 Notenskala: sehr gut (bis 1,5); gut (1,6 bis 2,5); 
befriedigend (2,6 bis 3,5); ausreichend (3,6 bis 4,0 
 
ECTS: A (bis 1,3); B (1,4 bis 2,0); C (2,1 bis 3,0); 
D (3,1 bis 3,7); E (3,8 bis 4,0) 
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Anlage 3: Bestandteile der Masterprüfung 
Bestandteile der Masterprüfung sind die Masterarbeit, das Kolloquium zur Masterarbeit, Pflicht- und Wahlpflicht-
module. Die Credits aus dem zweiten bzw. dritten Semester können wahlweise im Rahmen der Hochschulkoope-
ration im Ausland absolviert werden. Für den gesamten Studiengang sind 90 Credits nachzuweisen. Prüfungs-
voraussetzungen sind die Vorleistungen nach dieser Anlage. 
 

Prüfungsmodule 

R
eg

el
pr

üf
un

gs
-

se
m

es
te

r 

S
W

S
 

P
rü

fu
ng

sa
rt 

Ze
itd

au
er

 d
er

 
P

rü
fu

ng
 

A
nr

ec
hn

un
g 

de
r 

Te
ill

ei
st

un
g 

be
gl

ei
te

nd
e-

 
un

d 
V

or
le

is
tu

n-
ge

n 

C
re

di
ts

 

Pflichtmodule 

P 1.1  International Economic Theory and 
           Policy 

1. 4 K 90 min 100%  5 

P 1.2  Economic Statistics and Empirical 
           Methods 

1. 4 
K 
H 

45 min 33% 
67% 

 5 

P 1.3  International Accounting and Financial 
           Analysis 

1. 4 4 x P 20 min 100%  5 

P 1.4.  International Business Law 1. 4 
P 
M 

15 min 
15 mín 

50% 
50% 

 5 

P 1.5  Supported Corporate Project I 1. 4 
4 x P 

H 
20 min 

100%   5 

P 2.1  International Marketing Management 2. 4 
K 
P 

90 min 50% 
50% 

 5 

P 2.2  International Management 2. 4 4 x P 20 min 
50% 
50% 

 5 

P 2.3  Supported Corporate Project II 2. 6 
4 x P 

H 
20 min 

100%   10 

P 3.1  Management Skills 3. 4 
P 
H 

20 min 
 

50% 
50% 

 5 

P 3.2  International Strategic Management 3 4 K 90 min 100%  5 

 
Wahlpflichtmodule (mind. eins im erstes Semester und mind. zwei im zweiten Semester auswählen) 

W 1.1  International Human Resource 
            Management 1. 4 4 x P 20 min 100%  5 

W 1.2  International Distribution Management 
            and Market Research 

1. 4 
K 
H 

90 min 50% 
50% 

 5 

W 1.3  Business Communication 1. 4 
P 
H 

20 min 
100%  5 

W 2.1  Entrepreneurial Management 2. 4 
R 
H 

15 min 
 

20% 
80% 

 5 

W 2.2  Management Game 2. 4 H  100%  5 

W 2.3  Leadership and Organisational 
            Behaviour 

2. 4 4 x P 20 min 100%  5 

 
Masterarbeit 

Masterarbeit 3.  
Masterarbeit 
Kolloquium 

 100%  20 

 
Legende: K Klausur; M mündliche Prüfung; H Hausarbeit; R Referat; P Präsentation. 
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Anlage 4: Diploma Supplement 
 
Teil Inhalt  
1 INFORMATION IDENTIFYING THE HOL-

DER OF THE QUALIFICATION 
Persönliche Daten 

1.1 Family Name Name 
1.2 First Name Vorname 
1.3 Date, Place; Country of Birth Geburtsdatum, Geburtsort, Geburtsland 
1.4 Student ID Number or Person Code Matrikel-Nr. 
2 INFORMATION IDENTIFYING 

THE QUALIFICATION 
Master im Masterstudiengang International 
Trade mit dem Abschluss MBA 
Hochschule Anhalt (FH) Fachbereich Wirtschaft

2.1 Name of Qualification Master of Business Administration (MBA) 
2.2 Main Fields of Study siehe Zeugnis der Masterprüfung 
2.3 Name of Awarding Institution Hochschule Anhalt (FH) 
2.4 Administering Institution Hochschule Anhalt (FH) Fachbereich Wirtschaft

Staatliche Hochschule 
2.5 Language of Instruction Deutsch oder Englisch 
3 INFORMATION ON THE LEVEL 

OF THE QUALIFICATION 
Ebene der Qualifikation 

3.1 Level of Qualification Master 
3.2 Length of Programme 3 Semester 
3.3 Access Requirements abgeschlossenes Hochschulstudium 
4 INFORMATION ON THE CONTENTS 

AND THE RESULTS GAINED 
Studieninhalte und Studienerfolg 

4.1 Mode of Study 3-semestriges Vollstudium (direkt) 
4.2 Programme Requirements Studienanforderungen - Studienverlaufsbe-

schreibung - Modulfolge (ca. ½ Seite) 
4.3 Programme Details Modularisiertes 3-semestriges Studium und 

18-wöchiger Abschlussarbeit  
4.4 Grading Scheme Notenskalen aus §§ 12 und 21 anfügen 
4.5 Overall Classification Gesamtbewertung aus dem Zeugnis 
5 INFORMATION ON THE FUNCTION 

OF THE QUALIFICATION 
Funktionen der Qualifikation 

5.1 Access to Further Study Zugang zu weiteren Studien 
5.2 Professional Status Beruflicher Status – berufsqualifizierend 
6 ADDITIONAL INFORMATION Zusätzliche Informationen 
6.1 Additional Information Zusätzliche Informationen 
6.2 Further Information Sources siehe www.hs-anhalt.de 
7 CERTIFICATION OF THE SUPPLEMENT Zertifizierung des Diploma Supplements 
7.1 Place/Date of Certification Ort/Datum der Ausstellung des Diploma Supp-

lements 
7.2 Certifying Official Prof. Dr. YY – Prüfungsausschussvorsitzender 
7.3 Official Post Dienststellung/Dienststellenadresse 
7.4 Seal/Stamp Siegel/Stempel 
8 INFORMATION ON THE NATIONAL 

HIGHER EDUCATION SYSTEM 
Information über das nationale Hochschulsys-
tem. (KMK-Beschluss vom 10.10.2003) 

Hinweis: Das Diploma Supplement ist in englischer Sprache dem Zeugnis beizulegen! 
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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
 

STUDIENORDNUNG 
 
 

für den Masterstudiengang 
 
 

 
INTERNATIONAL TRADE 

 
mit dem Abschluss 

 
MASTER OF BUSINESS 

ADMINISTRATION 
(MBA) 

 
 
 
 

Beschluss des FBR des Fachbereiches 
Wirtschaft 

der Hochschule Anhalt (FH) vom 25.04.2007 
 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§   1 Geltungsbereich, Rechtsgrundlagen 
§   2 Zulassungsvoraussetzungen und Studienbeginn 
§   3 Studienberatung 
§   4 Studienziele 
§   5 Modularisierung und Vergabe von Anrech-

nungspunkten (Credits) 
§   6 Studiendauer und Aufbau des Studiums 
§   7 Studienplan und Studieninhalte 
§   8 Vermittlungsformen 
§   9 Prüfungen 
§ 10   Zeugnis, Gesamtnote, Masterurkunde und 

Diploma Supplement 
§ 11  Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistun-

gen 
§ 12   Übergangsregelungen 
§ 13  In-Kraft-Treten 
 
 
Anlage 

Studienplan der Lehrveranstaltungen in den Semestern 
 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich, Rechtsgrundlagen 

 
(1) Diese Studienordnung gilt für den anwendungs-

orientierten, weiterbildenden Masterstudiengang Internati-
onal Trade mit dem Abschluss 
 

Master of Business Administration (MBA) 
 
an der Hochschule Anhalt (FH), Fachbereich Wirtschaft. 

 
(2) Die Rechtsgrundlagen sind: 

1. Das Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt in 
der jeweils gültigen Fassung. 

2. Die Prüfungsordnung des weiterbildenden anwen-
dungsorientierten Masterstudienganges International 
Trade mit dem Abschluss MBA der Hochschule An-
halt (FH) zur Erlangung des akademischen Grades 
eines MBA vom 25.04.2007. 

 
 

§ 2 
Zulassungsvoraussetzungen und Studienbeginn 

 
(1) Die Qualifikation für das Studium ist entspre-

chend des Hochschulgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt nachzuweisen. Zulassungsvoraussetzung ist ein 
qualifiziert abgeschlossenes Hochschul- bzw. Universitäts-
studium (Abschluss Diplom, Bachelor, Master, Promotion 
oder vergleichbares). 
 

(2) Bewerberinnen und Bewerber, die ihr Hoch-
schulstudium nicht an einer deutschsprachigen Einrichtung 
abgeschlossen haben, müssen zudem ein analoges Ni-
veau der Kenntnis der deutschen Sprache, wie TestDaF-
Niveau 4 (TDN4) oder vergleichbare Abschlüsse nachwei-
sen. 
 

(3) Des Weiteren ist ein Nachweis der Kenntnis der 
englischen Sprache notwendig (TOEFL, IELTS oder ver-
gleichbare Abschlüsse). Eine ersatzweise Nachweisfüh-
rung kann durch adäquate Sprachabschlüsse verbunden 
mit einer Feststellungsprüfung durch die Hochschule 
Anhalt (FH) erfolgen. 
 

(4) Von Bewerberinnen und Bewerbern ohne ein 
abgeschlossenes wirtschaftswissenschaftlich orientiertes 
Studium wird der Nachweis des GMAT verlangt. Im Übri-
gen kommt die Satzung zur Durchführung des Feststel-
lungsverfahrens für Masterstudiengänge mit besonderen 
Eignungsvoraussetzungen  zur Anwendung.  
 

(5) Es wird der Nachweis einschlägiger Berufserfah-
rungen über mindestens 1 Jahr nach Beendigung des 
Erststudiums verlangt. 
 

(6) Studienbeginn ist der erste Tag des Winterse-
mesters. 
 
 

§ 3 
Studienberatung 

 
(1) Die allgemeine Studienberatung der Hochschule 

Anhalt (FH) informiert Studieninteressierte über Studien-
möglichkeiten, Studienabschlüsse, Zulassungsvorausset-
zungen, Zulassungsbeschränkungen, Studienbedingungen 
sowie über Inhalte, Aufbau und Anforderungen eines 
Studiums. Sie berät unter Berücksichtigung individueller 
Studienneigung. 
 

(2) Die Studienfachberatung erfolgt durch den 
Fachbereich und unterstützt die Studierenden durch stu-
dienbegleitende, fachspezifische Beratung, insbesondere 
über Gestaltungsmöglichkeiten im Studienablauf und 
unterstützt bei persönlich bedingten Störungen im Stu-
dienverlauf. Die Studienfachberaterin oder der Studien-
fachberater orientieren sich bis zum Ende des ersten 
Studienjahres über den bisherigen Studienverlauf, infor-
mieren die Studierenden und führen ggf. eine Studienbera-
tung durch. 
 

(3) Für den Studiengang wird vom Fachbereich eine 
Professorin bzw. ein Professor mit der Studienfachbera-
tung beauftragt. 
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§ 4 

Studienziele 
 

(1) Das Ausbildungsangebot zielt auf eine generalis-
tische und international ausgerichtete wirtschaftswissen-
schaftliche Ausbildung bei ausgeprägtem Praxisbezug mit 
der Spezialisierung in International Trade. Neben der 
Vermittlung von anwendungsorientiertem Fachwissen hat 
die Förderung der sozialen Kompetenzen sowie Teamori-
entierung und Kommunikationsfähigkeit einen hohen 
Stellenwert. Die Absolventen/-innen erwerben international 
orientierte Management- und Führungskompetenzen im 
Kontext des Internationalen Handels. 
 

(2) Wichtige Einsatz- und Tätigkeitsfelder sind Füh-
rungstätigkeiten mit internationaler Ausrichtung, vor allem 
im englischsprachigen Raum sowie in Osteuropa, insbe-
sondere in  
• Internationalen Handelsunternehmen, 
• Import-/Exportbereichen von Produktions- und Verarbei-

tungsunternehmen, 
• International agierenden Logistik- und Dienstleistungs-

unternehmen und 
• im Consulting. 
 
 

§ 5 
Modularisierung und Vergabe von Anrechnungs-

punkten (Credits) 
 

(1) Das Studium ist modular aufgebaut. Ein Modul 
ist ein inhaltlich zusammenhängender Lehr- und Lernab-
schnitt, der durch zu erbringende Prüfungsleistungen oder 
sonstige überprüfbare Studienleistungen abgeschlossen 
werden muss. Die einzelnen Module sind in der Anlage 
beschrieben. 
 

(2) Für den erfolgreichen Abschluss eines Moduls 
werden Anrechnungspunkte vergeben. Die Anzahl der 
Anrechnungspunkte richtet sich nach dem durchschnittli-
chen Arbeitsaufwand, der durch die Studierenden für das 
jeweilige Modul zu erbringen ist. Zum Arbeitsaufwand 
zählen sowohl die Teilnahme an Lehrveranstaltungen 
(Präsenzstudium) als auch Fernbetreuung durch das 
Internet (E-Learning), als auch Vor- und Nachbereitungs-
zeiten von Lehrveranstaltungen, Prüfungsvorbereitungen, 
Erbringungen von Studien- und Prüfungsleistungen ein-
schließlich des Selbststudiums. Credits sind ohne Dezi-
malstelle zu vergeben, pro Modul 5 +/- 1 oder ein Vielfa-
ches davon. 
 

(3) Ein Anrechnungspunkt entspricht einem Credit 
nach dem European Credit Transfer System (ECTS). Für 
den Erwerb eines Credits wird ein Arbeitsaufwand von 
etwa 30 Zeitstunden zugrunde gelegt. Pro Semester sind 
ca. 30 Credits zu erwerben (maximale Abweichung +/- 2 
Credits), das entspricht einer Arbeitsbelastung von 900 
Zeitstunden. Für die Masterarbeit und das Kolloquium 
werden 20 Credits vergeben. 
 
 

§ 6 
Studiendauer und Aufbau des Studiums 

 
(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich Prü-

fungszeit drei Semester. Für den Master-Abschluss sind 
mindestens 90 Credits nachzuweisen. 
 

(2) Das Studium enthält ein berufsqualifizierendes 
Studienangebot in Form von modular aufgebauten Lehr-
veranstaltungen und einer Masterarbeit, die innerhalb von 
18 Wochen anzufertigen und in einem Kolloquium zu 
verteidigen ist. 

§ 7 
Studienplan und Studieninhalte 

 
(1) Für das Studium gilt der Studienplan in der An-

lage. Er ist auf das Studienziel ausgerichtet und Bestand-
teil dieser Studienordnung. Er enthält eine Empfehlung für 
den zeitlichen Ablauf des Studiums und gibt die Anzahl der 
Semesterwochenstunden pro Modul und die zu erwerben-
den Credits an. 
 

(2) Für besonders befähigte Studierende ist die 
Vereinbarung von Sonderstudienplänen zulässig. 
 

(3) Im Studienplan vorgeschrieben sind Pflichtmo-
dule und Wahlpflichtmodule. Pflichtmodule sind Module, 
die für alle Studierenden verbindlich sind. Wahlpflichtmo-
dule sind Module, die einzeln oder in Gruppen alternativ 
angeboten werden. Jede Studierende bzw. jeder Studie-
rende muss unter ihnen nach Maßgabe des Studienplanes 
und auf Empfehlung der Studienfachberatung eine be-
stimmte Auswahl treffen. Die gewählten Module werden 
wie Pflichtmodule behandelt. Das Angebot an Wahl-
pflichtmodule kann auf Beschluss des Fachbereichsrates 
jeweils vor Semesterbeginn präzisiert werden. 
 

(4) Es können in den ersten zwei Semestern Wahl-
pflichtmodule mit wirtschaftswissenschaftlichen Schwer-
punkten von anderen Masterstudiengängen belegt wer-
den. Die Anerkennung erfolgt nach Empfehlung der Stu-
dienfachberatung durch den Prüfungsausschuss. Durch 
diese Wahlpflichtmodule können maximal 10 Credits 
erworben und angerechnet werden. 
 

(5) Über die Pflicht- und Wahlpflichtmodule hinaus 
können die Studierenden Zusatzmodule belegen. Zusatz-
module sind Module, die für die Erreichung des Studien-
ziels nicht verbindlich vorgeschrieben sind. Sie können 
von den Studierenden aus dem gesamten Studienangebot 
der Hochschule gewählt werden. 
 
 

§ 8 
Vermittlungsformen 

 
(1) Die Vermittlung von Lehrinhalten erfolgt anwen-

dungsorientiert in englischer oder deutscher Sprache. Die 
Studieninhalte werden durch Vorlesungen, Seminare, 
Übungen, Projekte und Exkursionen vermittelt. 
 

(2) Die Vermittlung von Lehrinhalten erfolgt in Vor-
lesungen durch ausgewählte inhaltliche und theoretische 
Fakten, Problemstellungen und Methoden zum jeweiligen 
Lehrgebiet. 
 

(3) Die Vermittlung von Lehrinhalten im Seminar er-
folgt durch Dialog- und Diskussionsphasen zwischen 
Lehrenden und Studierenden. Dieser Dialog kann auch 
über das Internet als Ferndialog geführt werden. 
 

(4) In Übungen wird der Lehrstoff in systematischer 
Weise durchgearbeitet. Lehrende leiten die Veranstaltun-
gen, stellen Aufgaben und bieten Lösungshilfen an. Die 
Studierenden arbeiten einzeln oder in Gruppen. Sie kön-
nen von den Lehrenden über das Internet betreut werden. 
 

(5) In Projekten tragen Studierende unter Betreuung 
von Prüfungsberechtigten sowie zusätzlich durch selbst 
organisiertes Arbeiten auf dem Weg der Kleingruppenar-
beit zur Verarbeitung, Analyse und Lösung von Problemen 
aus der unmittelbaren Berufspraxis bei. Die Ergebnisse 
werden in einem Projektbericht dargestellt und verteidigt. 

 
(6) Exkursionen sind Bestandteil des Studiums. Sie 

dienen dazu, die Lehrinhalte und den Kontakt zur berufli-
chen Praxis während des Studiums zu vertiefen sowie 
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aktuelle Probleme von Unternehmen einer bestimmten 
Region kennen zu lernen und zu beurteilen. 
 
 

§ 9 
Prüfungen 

 
(1) Die Masterprüfung besteht aus den Pflichtmodul- 

und Wahlpflichtmodulprüfungen, Projekten mit Verteidi-
gung, der Masterarbeit und dem Kolloquium zur Masterar-
beit. Prüfungsvoraussetzungen sind die Prüfungsvorleis-
tungen nach der Prüfungsordnung des Studiengangs. 
 

(2) Die Masterprüfung wird durch die Prüfungsord-
nung zur Erlangung des akademischen Grades „Master of 
Business Administration“ (MBA) geregelt. 
 
 

§ 10 
Zeugnis, Gesamtnote, Masterurkunde und Diploma 

Supplement 
 

(1) Hat die Studentin bzw. der Student alle Teile der 
Prüfungen bestanden, wird die Gesamtnote der Master-
prüfung gemäß der Prüfungsordnung ermittelt. 
 

(2) Es werden gemäß der Prüfungsordnung ein 
Zeugnis, eine Masterurkunde und ein Diploma Supplement 
ausgestellt. 

§ 11 
Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen 

 
Über die Anrechnung von Studien- und Prüfungsleis-

tungen sowie Credits entscheidet der Prüfungsausschuss 
gemäß der Prüfungsordnung des Studienganges auf 
Antrag. 

 
 

§ 12 
Übergangsregelungen 

 
Diese Studienordnung ist für alle Studierenden, die 

ab dem 01.10.2007 in den Studiengang MBA International 
Trade immatrikuliert wurden, gültig. Studierende, die vor 
dem 01.10.2007 in den Studiengang MBA International 
Trade immatrikuliert waren, können durch schriftliche 
Erklärung an den Prüfungsausschuss beantragen, nach 
dieser Studienordnung zu studieren.  
 

 
§ 13 

In-Kraft-Treten 
 

(1) Diese Studienordnung tritt gleichzeitig mit der 
Prüfungsordnung des Masterstudienganges International 
Trade mit dem Abschluss MBA vom 25.04.2007 in Kraft. 
 

(2) Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des 
Fachbereichsrates des Fachbereiches Wirtschaft vom 
25.04.2007 und des Senates der Hochschule Anhalt (FH) 
vom 27.06.2007 und der Genehmigung durch den Präsi-
denten der Hochschule Anhalt (FH) vom 24.06.2008. 
 

(3) Veröffentlicht in „Amtliches Mitteilungsblatt der 
Hochschule Anhalt(FH)“ Nr. 28/2008 am 07.07.2008. 
 
Köthen, den 24.06.2008 
 
 
 
 
Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Orzessek 
Präsident der Hochschule Anhalt (FH) 
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Anlage : Studienplan der Lehrveranstaltungen in den Semestern 
 
(Ausweis der Module im Pflicht- und Wahlpflichtbereich nach Zuordnung zum Regelstudiensemester, Umfang an Semesterwo-
chenstunden/Lehrstunden und Lehrveranstaltungsart sowie Creditierung.) 
 

1. Semester 2. Semester 3. Semester* Lehrstd. Masterstudiengang 
International Trade 

SWS 
V S P Cr V S P Cr V S P Cr (45min) 

Pflichtmodule               
P 1.1  International Economic Theory 
           and Policy 4  4  5         60 

P 1.2  Economic Statistics and 
           Empirical Methods 4  4  5         60 

P 1.3  International Accounting and 
           Financial Analysis 4  4  5         60 

P 1.4  International Business Law 4  4  5         60 
P 1.5  Supported Corporate Project I 4  4  5         60 
P 2.1  International Marketing  
           Management 4      4  5     60 

P 2.2  International Management 4      4  5     60 
P 2.3  Supported Corporate Project II 6      6  10     90 
P 3.1  Management Skills 4          4  5 60 
P 3.2  International Strategic 
           Management 4          4  5 60 

Summe 42  20  25  14  20  8  10 630 
Wahlpflichtmodule 
Im ersten Semester ein Modul, im 
zweiten Semester zwei Module 

              

W 1.1  International Human Resour- 
            ce Management         

W 1.2  International Distribution  
            Management and Market 
            Research 

        

W 1.3  Business Communication 

4  
 

4 
 

 5 

        

60 

W 2.1  Entrepreneurial Management         
W 2.2  Management Game         
W 2.3  Leadership & Organisational  
            Behaviour 

4 
4     

 4 
4  5 

5     

60 
60 

               
Summe 12  4  5  8  10     180 
               
Masterarbeit/Kolloquium             20  

               
Summe ges. 54  24  30  22  30  8  30 810 

 
*    3 Wochen Präsenzveranstaltungen bzw. E-Learning; 18 Wochen Masterarbeit/Kolloquium 
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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
 

SATZUNG 
 
 
 

zur Änderung der 
Prüfungsordnungen des  

 

Fachbereichs 
 

Landwirtschaft, Ökotrophologie und 
Landschaftsentwicklung 

 
 
 
 
 

 
Aufgrund der §§ 77 Abs. 2 Nr. 1; 67 Abs. 3 Nr. 8 und 13 
Abs. 1 des Hochschulgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt vom 05. Mai 2004 (GVBl. LSA Nr. 25/2004, S. 256) 
hat die Hochschule Anhalt (FH) folgende Satzung erlas-
sen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Artikel I 
 
1.1 Paragraf 8 der u.g. Prüfungsordnungen wird wie 
folgt neu gefasst: 
 

§ 8 
Anmeldung und Zulassung zu Prüfungen 

 
(1) Die Studierenden sollen die Prüfungen zum je-

weiligen Regelstudienzeitpunkt gemäß Anlage 3 dieser 
Ordnung ablegen, mit der Einschreibung bzw. Rückmel-
dung gelten sie zu den Prüfungen des Regelsemesters als 
zugelassen, sofern Pflicht- bzw. Wahlpflichtmodulprüfun-
gen nicht an Zulassungsvoraussetzungen (Prüfungsvor-
leistungen, Leistungsnachweise gemäß dieser Ordnung 
gebunden sind. Die Studierenden müssen sich zu den 
Prüfungen an- bzw. abmelden. Anmeldungen bzw. Abmel-
dungen sind bis 5 Kalendertage vor dem Prüfungstermin 
möglich. Bei fehlender Abmeldung gilt § 11 Absatz 1. An- 
und Abmeldungen erfolgen über das Service-Portal der 
Hochschule Anhalt (FH). 
 

(2) Sind Pflicht- bzw. Wahlpflichtmodulprüfungen an 
Zulassungsvoraussetzungen gebunden, gilt die Zulassung 
zur jeweiligen Prüfung als erteilt, wenn das positive Resul-
tat der Prüfungsvorleistung(en) im Prüfungsamt dokumen-
tiert ist. 
 
 
1.2 Paragraf 13 Absatz 4 wird gestrichen. 

Artikel II 
 
Die Satzungsänderung gilt für folgende Prüfungsordnun-
gen: 
- Bachelor Landwirtschaft vom 01.06.2004; Amtliches 

Mitteilungsblatt der HSA Nr. 14/2005 
- Bachelor Naturschutz und Landschaftsplanung vom 

01.06.2004; Amtliches Mitteilungsblatt der HSA Nr. 
15/2005 

- Bachelor Ökotrophologie vom 01.06.2004; Amtliches 
Mitteilungsblatt der HSA Nr. 16/2005 

- Bachelor Landschaftsarchitektur und Umweltplanung 
vom 29.06.2006; Amtliches Mitteilungsblatt der HSA 
Nr. 16/2005 

- Bachelor Fernstudium Landwirtschaft/Agrarmanage-
ment vom 28.06.2005; Amtliches Mitteilungsblatt der 
HSA Nr. 19/2006 

- Master Food and Agribusiness vom 07.12.2004; Amtli-
ches Mitteilungsblatt der HSA Nr. 16/2005 

- Master Landscape Architecture vom 07.12.2004; 
Amtliches Mitteilungsblatt der HSA Nr. 18/2005 

- Master Ökotrophologie vom 04.10.2005; Amtliches 
Mitteilungsblatt der HSA Nr. 20/2006 

- Master Naturschutz und Landschaftsplanung vom 
01.06.2004; Amtliches Mitteilungsblatt der HSA Nr. 
17/2005 

 
 
 

Artikel III 
 
Diese Satzung tritt nach ihrer Genehmigung durch den 
Präsidenten der Hochschule Anhalt (FH) und Bekanntgabe 
im „Amtlichen Mitteilungsblatt der Hochschule Anhalt (FH)“ 
in Kraft, sie gilt ab 01.10.2008 
 
Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des Fachbereichs-
rates des Fachbereichs Landwirtschafts, Ökotrophologie und 
Landschaftsentwicklung 10.06.2008 sowie der Genehmi-
gung des Präsidenten der Hochschule Anhalt (FH) vom 
24.06.2008. 
 
Veröffentlicht in „Amtliches Mitteilungsblatt der Hochschule 
Anhalt (FH)“ Nr. 28/2008 am 07.07.2008. 
 
Köthen, den 24.06.2008 
 
 
 
 
 
Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Orzessek 
Präsident der Hochschule Anhalt (FH) 
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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
 

SATZUNG 
 
 
 

zur Änderung der 
Diplomprüfungs- und der Studienordnung 

für den Studiengang 
 
 
 

FERNSTUDIUM ELEKTROTECHNIK 
 
 
 

vom 24. Juni 2002 
 
 
Aufgrund der §§ 77 Abs. 2 Nr. 1; 67 Abs. 3 Nr. 8 und 13 
Abs. 1 des Hochschulgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt vom 05. Mai 2004 (GVBl. LSA Nr. 25/2004, S. 256) 
hat die Hochschule Anhalt (FH) folgende Satzung erlas-
sen: 
 
 

Artikel I 
 
Die Prüfungsordnung ändert sich wie folgt: 
 
 
§ 8, Absatz 2: 
 

(2) Die Studierenden müssen sich zu den Prüfungen 
an- bzw. abmelden. Anmeldungen bzw. Abmeldungen sind 
bis 2 Arbeitstage vor dem Prüfungstermin möglich. Bei 
fehlender Abmeldung gilt § 13 Absatz 1. An- und Abmel-
dungen erfolgen über das Service-Portal der Hochschule 
Anhalt (FH). 
 
 
§ 10, Absatz 5: (entfällt) 
 
§ 11, Absatz 3: (entfällt) 
 
§ 12, Absatz 3: (entfällt) 
 
 
Anlage 1: 
wird durch Anlage 1 dieser Satzung ersetzt 
 
Anlage 2: 
wird durch Anlage 2 dieser Satzung ersetzt 
 
 

Die Studienordnung ändert sich wie folgt: 
 
 
§ 6 Absatz 2 Punkt 2., Ergänzung: 
 
Das Angebot an Wahlpflichtfächern kann auf Beschluss 
des Fachbereichs jeweils vor Semesterbeginn präzisiert 
werden. 
 
 
Anlage 1: 
wird durch Anlage 3 dieser Satzung ersetzt 
 
 
 

Artikel II 
 
Diese Satzung findet Anwendung auf alle im Fernstudien-
gang Elektrotechnik (Diplom) immatrikulierten Studieren-
den. 
 
 
 

Artikel III 
 
Diese Satzung tritt nach ihrer Genehmigung durch den 
Präsidenten der Hochschule Anhalt (FH) am Tage nach 
ihrer Bekanntgabe im „Amtlichen Mitteilungsblatt der 
Hochschule Anhalt (FH)“ in Kraft. 
 
Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des Fachbereichs-
rates des Fachbereichs Elektrotechnik, Maschinenbau und 
Wirtschaftsingenieurwesen vom 07. Mai 2008 sowie der 
Genehmigung des Präsidenten der Hochschule Anhalt (FH) 
vom 03.07.2008. 
 
Veröffentlicht in „Amtliches Mitteilungsblatt der Hochschule 
Anhalt (FH)“ Nr. 28/2008 am 07.07.2008. 
 
Köthen, den 03.07.2008 
 
 
 
 
 
Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Orzessek 
Präsident der Hochschule Anhalt (FH) 
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Beitragsordnung 
für das Studentenwerk Halle 

 
 
 

- Anstalt des öffentlichen Rechts - 
 
 
 

vom 23.06.2008 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund des § 4 Absatz 3 des Gesetzes über die Studen-
tenwerke des Landes Sachsen-Anhalt (Studentenwerks-
gesetz – StuWG) vom 16.02.2006 (GVBl. LSA Nr. 6, S. 40) 
erlässt der Verwaltungsrat des Studentenwerkes folgende 
Beitragsordnung: 
 
 
 

§ 1 
Beitragspflicht 

 
Der Beitragspflicht unterliegen die Studierenden gemäß § 
3 Absatz 2 der Grundordnung des Studentenwerkes Halle.  
Zum Zuständigkeitsbereich des Studentenwerkes gehören 
die 
- Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 
- Burg Giebichenstein Hochschule für Kunst und Design 

Halle, 
- Hochschule Anhalt (FH), 
- Hochschule Merseburg (FH). 
 
 
 

§ 2 
Höhe und Verwendung des Semesterbeitrages und 

des Semestertickets „Freizeit“ 
 

(1) Der Beitrag für jedes Semester des Studienjah-
res wird wie folgt festgesetzt: 
- Die Studierenden der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg, Burg Giebichenstein Hochschule für Kunst 
und Design Halle, Hochschule Anhalt (FH) und Hochschu-
le Merseburg (FH) haben einen Betrag von jeweils 40,00 € 
zu entrichten.  
- Studierende der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg haben darüber hinaus einen Beitrag von 16,50 
€ für das Semesterticket „Freizeit“ zu leisten. 
 

(2) Der integrierte binationale englischsprachige 
Master-Studiengang „Joint Master of International Econo-
mic Law“ an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 
wird in der Zeit vom 01.09. bis zum 31.08. des darauf 
folgenden Jahres absolviert und in zwei Abschnitte aufge-
teilt (01.09. bis 31.01., 01.02. bis 31.08.). Davon wird ein 
Abschnitt im Ausland durchgeführt. Unter Bezug auf § 4 
Ziffer 2 Buchstabe c) der Beitragsordnung wird für ein 
Semester der Beitrag und das Semesterticket „Freizeit“ zu 
Beginn des Studienjahres erhoben. Für Studierende der 
Volksrepublik China gilt dies gleichermaßen. 
 

(3) Der Verwaltungsrat legt mit dem Beschluss zum 
Wirtschaftsplan die zweckgebundene Verwendung der 
Semesterbeiträge fest. Dazu gehören u. a.: 
- Stützung der Verpflegungsleistungen für Studierende, 
- Stützung sozial gebundener Wohnheimmieten, 
- soziale Betreuung, Beihilfen und Darlehen, 

- Stützung des jährlich zu leistenden Eigenanteils zur 
Gewährleistung des Betriebes der Kindertageseinrich-
tungen des Studentenwerkes, 

- kulturelle Betreuung, 
- Beiträge an das Deutsche Studentenwerk, 
- studentische Unfallversicherung, 
- Rücklagen für die Finanzierung sozialer Leistungen 

und Bereitstellung von Eigendarlehen für die Errichtung 
von Wohnheimen und die Sanierung von Mensen. 

 
(4) Der Betrag für das Semesterticket „Freizeit“ wird 

dem Mitteldeutschen Verkehrsverbund (MDV) überwiesen. 
Die Verwendung regelt sich nach dem jeweils gültigen 
Vertrag mit dem MDV. 
 
 
 

§ 3 
Fälligkeit 

 
(1) Die Beiträge nach § 2 Absatz 1 sind bei der Im-

matrikulation bzw. Rückmeldung fällig. Er ist von den 
Kassen der Hochschulen gemäß § 4 Absatz 4 StuWG 
gebührenfrei für das Studentenwerk einzuziehen. Hierzu 
wird eine gesonderte Vereinbarung zwischen den zu 
betreuenden Hochschulen und dem Studentenwerk ge-
schlossen.  
 

(2) Bei der Immatrikulation ist die Zahlung nachzu-
weisen.  
 
 
 

§ 4 
Befreiung von der Beitragspflicht 

 
(1) Von der Beitragspflicht können nur beurlaubte 

Studierende auf Antrag durch die Hochschulen befreit 
werden. 
 

(2) Von der Beitragspflicht ausgenommen sind Stu-
dierende, wenn die Beurlaubung erfolgt: 
a) zur Ableistung einer Dienstpflicht im Sinne von § 34 

Hochschulrahmengesetz, 
b) wegen Erziehungsurlaubes, 
c) aufgrund eines studienbedingten Auslandsaufenthal-

tes, 
d) wegen eines Auslandspraktikums, 
e) wegen Krankheit. 
 

(3) Eine Befreiung ist nicht möglich, wenn sich die 
Beurlaubung nicht über ein volles Semester erstreckt oder 
der Studierende die Einrichtungen des Studentenwerkes 
Halle in Anspruch nehmen möchte. 
 

(4) Darüber hinaus sind Schwerbehinderte von der 
Beitragspflicht zum Semesterticket „Freizeit“ befreit, die 
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) IX Anspruch auf un-
entgeltliche Beförderung im öffentlichen Personennahver-
kehr haben und dieses nachweisen (Schwerbehinderten-
ausweis mit Beiblatt und einer beim Versorgungsamt 
erworbenen gültigen Wertmarke).  

 
 
 

§ 5 
Rückerstattung 

 
Der Anspruch auf Rückerstattung des Semesterbeitrages 
kann bei Exmatrikulation oder Widerruf der Einschreibung 
vor Beginn des Semesters, für das er gezahlt wurde, 
spätestens bis 31.10. für das Wintersemester und 30.04. 
für das Sommersemester bei den Referaten für studenti-
sche Angelegenheiten der Hochschulen schriftlich geltend 
gemacht werden. 
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§ 6 

Inkrafttreten 
 
Der Verwaltungsrat hat auf seiner Sitzung am 23.06.2008 
die Beitragsordnung beschlossen und dem Kultusministe-
rium angezeigt. Sie tritt nach Veröffentlichung in den amtli-
chen Mitteilungsblättern der Hochschulen zum Winterse-
mester 2008/2009  in Kraft. 
 
Gleichzeitig wird die Beitragsordnung vom 10.03.2008 
aufgehoben. 
 
Veröffentlicht in „Amtliches Mitteilungsblatt der Hochschule 
Anhalt (FH) Nr. 28/2008 am 07.07.2008. 
 
 
Halle, 23. Juni 2008  

 
Prof. Dr. Hans Lilie 

Vorsitzender des Verwaltungsrates des Studentenwerkes Halle 
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